
































schreiende anlidemokratische Zensur und die Politik der 
offiziellen Massenmedien brachten die Regierung in völligen 
Mißkredi t und führten zum kompletten Verlust ihrer Glaub­
würdigkeit. Die fakti sche Zerstörung der inneren Demok ratie 
und der Effektivität der Kongreßpartei sowie die bösartige 
Destabilisierungsoffensive gegen Kongreß-Staatenregierun­
gen, in denen die Chefminister es ablehnlen, als Marioncncn 
zu fungieren , halle verheerende Auswirkungen auf die Treue 
ihrer eigenen Anhängerschaft. Die bösartige Ver1cumdungs­
kampagne, die von Sanjay Gandhi und seinem Klüngel gegen 
die KP Indiens gestartet wurde und der sich Frau Indira 
Gandhi und Gruppen unterwürfiger Kongreßführer anschlos­
sen, zerstörte die Möglichkeiten einer wachscnden Einheit 
der demokratische n Kräfte gegen die Reakt ion. 

Der Austritt von Jagjivan Ram, Bahuguna, K. R. Ganesh, 
Frau Nandini Satpathy und anderen und die Formierung des 
Kongresses fü r Demokratie widerspiegelte die Kritik inner­
halb des Kongresses an der beunruhigende n negativen Ent­
wicklung. Die Entste hung des Kongresses für Demokratie 
und die Wahlallianz mit der Janata-Partei halle fakti sch das 
Schicksal des Kongresses besiegelt. Das war besonders im 
nördlichen Teil des Landes der Fall , ·wo der Mißbrauch des 
Ausnahmezustandes abstoßende Formen angenommen halle 
und die Jana Sangh und die Bharatiya Lok Dal (reaktionäre 
Parteien, d. Red.) bereits mächtige Positionen besaßen. 
In Westbengalen gab es keine Exzesse durch Zwangssteri­
lisationen oder die Vernichtung von Häusern. Aber d ie all­
gemeine Unzufriedenheit war infolge vieler willkürlicher Ver­
hahungen , zügellose r Korruption , Zwangscinueibungen von 
Steucrn und Dürreschulden der Bauern, weit\'erbreiteter 
Betriebsschließungen , Aussperrungen und Kurzarbeit groß. 
Ober allen diesen Faktoren stand der intensh'e Kampf inner­
halb des Kongresses zwischen den Anhängern Sanjays und 
anderen Gruppen sowie der starke Einfluß der KP (M) und 
ih rer Massenbasis. 
In den vier südlichen Un ionsstaaten, Kera la. Tamil Nadu. 
Andhra Pradesch und Karnataka. sowie in Assam und Mani­
pur hat der Kongreß anders abgeschnitten. Die Bedrohung 
durch die illegale Konzentration persönlicher Macht und die 
damit verbundene tödliche Gefahr ftir die einfachen Men­
schen wie die Zwangssterilisationen hatte zu m Zeitpunkt der 
Wahlcn noch nicht solche gefäh rlichen Ausmaße erreicht 
wie in anderen Gebiete n des Landes. In Kerala gab es einen 
höchst wichtigen besonderen Faktor: die regierende Ver­
e inigte Front und die großen Erfolge der Koalitionsregie­
rung. In Tamil Nadu hatten die zügellose Korruption, die 
volksfeindlichen Maßnahmen der vormaligen DMK-Regie­
rung und der Kampf gegen diese Regierung durch die Allianz 
A IADMK - Kongreß - KPI und andere - eine entscheiden­
de Rolle für den günstigen Wahlausgang gespielt. 
Die Ergebnisse de r Wahlen sind nicht nu r durch regionale 
Faktoren begründet. sondern auch durch die Unterschiede 
in der politischen SitualK>n und dem Kräfteverhältnis, das 
während des Ausnahmezustandes und der Wahlen existierte. 
Will man die Ursachen ftir den ernsthaften Rückschlag, den 
die KP in den größten Teilen des Landes erlitt, analysieren, 
ist es unabdingbar, die politische Linie zu überprüfen, die 
unsere Partei in der jüngsten Periode verfolgte. 

Der Natiollalrat der KP Indiens untcrstützte den Ausnahme­
zustand, der im Juni 1975 \'crkündet wurde und berücksich­
tigte die äußerst ernste Situation , die zur damaligen Zeit be­
stand. T rotzdem hat unsere Partei selbst zu diesem Zeitpunkt 
die Gefahren erkannt, die ein möglicher Mißbrauch des Aus­
nahmezustandes gegen die demokratischen Kräfte mit sich 
bringen würde, und sie hat davor gewarnt. Während wi r den 
Ausnahmezustand unterstützten, wurde in der Resolution 
des Zentralen Exekutivkomitees unserer Partei gesagt: .. Es 
darf nicht erlaobt werden. daß der AusnahmezustSnd zum 
Vorteil der Monopoie und anderer Ausbeuter genauso wie 
durch die Bürokrat ie benutzt wi rd, um die Wirtschaft und 

die Administrat ion des Landes in ihre Hand zu bekommen 
... Unte r keinen Umständen darf der Ausnahmezustand 
gegen die legitime demokratische Agitation und andere Akti­
vitäten des Volkes genutzt werden . Diese Warnung is t um 
so wicht iger angesichts der Tatsache, daß in der Vergangen­
heit solche Macht gröblichst mißbraucht wurde:' 
Die Kongreß-Regierung verließ sich vor allem auf admini­
strative Methoden, um die Probleme zu lösen und ve rmied 
es, die Massen politisch zu mobilisieren. 
In den vergangenen 19 Monaten hat die KP Indiens jeden 
undemokratischen Schritt der Regierung 5O\\"Ohl innerhalb 
als auch außerha lb des Parlaments bekämpft . Es war ein 
Kampf gegen den Versuch, ein sogenanntes Präsidialsystem 
als Regime persönlicher Macht zu errichten. Dabei kam es 
darauf an, gegen die Destabil isierung der Staatenregierun­
gen durch den Klüngel im Zentrum, gegen die sogenannte 
Verfassunggebende Versammlung genauso wie gegen die 
antide mok ratischen Klauseln des 42. Ergänzungsgesetzcs 
zur Verfassung und gegen den bösartigen Mißbrauch der Zen­
sur und der offizielle n für die Beibehaltung 
de r bürgerlichen Freiheiten in dieser Periode zu ringen . 
Die KP Indiens entlarvte alle Angriffe gegen die Arbeiter­
klasse und das ausgebeutete Volk. Besonders trat sie gegen 
die Zwangsslerilisationen und die Vernichtung der Hütten 
de r Armen auf, sie wandte sich entschieden dagegen, den 
Arbeitern ihr Recht auf Prämien zu entreißen und die Teue­
rungszu lagen einzufrieren. Die massiven Einschränkungen, 
Entlassungen und Schl ießungen sowie die Angriffe auf die 
demokratischen Rechte und die Einheit de r Gewerkschaften 
stießen auf den energischen Protest der Kommunisten . Sie 
organisierten - wenn auch in e inem begrenzten Rahmen -
Massenkämpfe und Protestaktio nen gegen diese Angriffe. 

Inkonsequenzen und Fehler 

Unsere Partei bekämpfte die Politik de r großzügigen Kon­
zessionen für die Monopolisten und des Abweichens von der 
bisherigen ö konomischen Po li tik durch die Akzcptierung der 
Linie der Weltbank in der Wirtschaftspolitik. Sie enthüll te 
das fakti sche Beiseiteschieben des 20- Punkte-Programms 
und seine Ersetzung durch das 5-Punkte- Programm. Mit 
diesen Akt ivitäten unse rer Partei wurde das Volk auf Grund 
de r groben Emstellungen durch die o ffiziellen Massenmedien 
und die Zensunnächte des Klüngels sowie der antikommu­
nistischen Ausrichtung der Monopolpresse nicht bekannt 
gemacht. 
All das bewirkte, daß die antikommunistische Kampagne 
gegen uns in der jüngsten Periode stark zunahm. Unsere 
Kader in vielen Staaten wurden Opfer des MISA (Gesetz 
zur Aufrechterhal tung der inneren Sicherheit - d. Red.). 
Der Nationalrat der KP Indiens ist jedoch der Auffassung, 
daß es ei n ernster Fehler unsere r Partei wa r, nicht die Auf­
hebung des Ausnahmezustandes in dem Augenblick gefor­
dert zu haben. als die negativen Aspekte offenkundig wur­
den. Es fehlte die klare Erkenntnis, daß die riesigen Poten­
tiale des Ausnahmezustandes nicht fü r lange Zeit in den Hän­
den eines bürgerlichen Staates und seiner Bürokrat ie ver­
bleiben können. Die Meinung, daß der Ausnahmezustand 
für fort schrittliche Veränderungen der Staatsmacht in einer 
nationaldemokratischen Richtung genutzt werden könnte, 
ohne daß die De mokratie Schaden nimmt , war feh lerhaft. 
Ein weiterer ernste r Fehler war das Unvennögen, einen 
effek tiven Arbeitsstil auf unterster Ebene durchzusetzen. 
der uns enger an die Massen he rangebracht und in die Lage 
versetzt hätte, unse re Politik mit ihnen konkreter und wir­
kung.svoller zu gesta ltcn. Die richtige Initiative der Padayatra­
Kampagne wurde nicht zu Ende geführt. Unsere Partei ver­
fehlte es auch, rechtzeitige, angemessene Massenbcwegungen 
und -kämpfe vorzubereiten. 
Die KP Indiens halle die Klausel des 42. Ergänzungsgesetzcs 
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für die Verfassung richtig bekämpft. die die Legislaturperiode 
der Lok Sabha (indisch~ Unterhaus, d . Red .) und der Staa­
tenversammlungen auf sechs Jahre verlängerte. Sie hat völlig 
richtig gefordert, daß die Wahlen nicht we iter verschoben, 
sondern wie geplant durchgeführt werden soll ten. 
Nach Auffassung des Nationalrates der KP konnte unsere 
Partei a uf Grund der vorhandenen Gesamtsituation keine 
andere Linie in den Wahlen verfolgen. Der Kampf mußte 
nach zwe i Seiten gefüh rt werden : gegen die Reaktion, die 
sich in der 13nata-Partei gesammelt halle (obwohl nicht alle 
ihre Sektionen über einen Kamm geschert werden dürfen), 
und gegen die rechten Kräfte. die strategische und äußerst 
starke Positionen innerhalb des Kongresses innehatten und 
in deren Händen insbesondere die persön liche Macht kon­
zentriert war. (. .. ) 

In der neuen Situation hat unsere Partei die Ro lle einet demo­
kratischen Oppositionspartei zu spielen und ihren Be itrag für 
die Realisierung der Hoffnungen und Wünsche unseres Vol­
kes zu leisten. Wir werden uns fü r die Konsolidierung und 
Entwicklung des e rwachten demokratischen Bewußtseins 
unseres Volkes einsetzen, damit es wachsam bleibt, alle posi­
tiven Errul,genschaften seit de r Unabhängigkeit sichert, die 
von der N<l tion akzept ierte fortschrittliche Politik vorwärts­
getrieben wird und die gestellten Ziele erreicht ..... erden. 
Der Nationalrat vertritt auch die Ansicht , daß ständige Wach­
samkeit geübt ..... erden muß, um jede imperialistische Ver­
sch ..... örung zur Umkehrung des Prozesses der unabhängigen 
wirtschaftichen Entwicklung zu vereiteln und alle Versuche 
zu zerschlagen, die Rolle Indiens im weltweiten Kampf gegen 
den Imperialismus und seine neokolonial istische Offensive 
zu unterminieren. 
Unsere Partei wird die neue Regierung nach ihren Taten 
beurte ilen, korrekte Maßnahmen unterstützen und fal sche 
bekämpfen. Wir we rden- wie wi r es immer getan haben -
ste ts für die Sache der Werktätigen und der Nation e intre­
ten. Unsere Partei fo rdert die neue Regierung auf, schnelle 
Schritte zu unternehmen, um ihre Wahlversprcchen einzu­
halten, z. 8. die bürgerlichen Freiheiten wiederherzustellen. 
das· Gesetz rur Aufrechterhaltung der inneren Sicherheit 
(M ISA) und das Gesetz gegen d ie Veröffentlichung fragwür­
d iger Angelegenheiten zu beseitigen, das Feroze-Gandhi­
Gesetz in Kraft zu setzen, dessen Einführung auch unsere 
Partei ständig forderte (dieses Gesetz sichert Immunität für 
die Veröffentl ichung aller Vorgänge im Parlament zu, d . 
Red.). Die neue Regierung sollte die unde mok ratischen Klau­
seln des 42 . Ergänzungsgesetzes zur Verfassung ändern, die 
von unserer Partei von Anbeginn im Parlament bekämpft 
wurden. 

Die Bede utung des Massenkampfes 

Die Kommunistische Pa~tei fo rde rt von der neuen Regierung, 
den antiimperial istischen Inhalt der nichtpaktgebundenen 
Außenpolitik zu konsolidieren und weiterzufü hren. Sie sol he 
d ie Freundschaft und Zusammenarbeit zwischen unserem 
Land und de r Sowjetunion und den anderen befreundeten 
sozialistischen Staaten weite rentwickeln, die in allen Zeilen 
der Not an de r Seite unserer Nation gestanden und uns beim 
Kampf um die politische Eigenständigkeit geholfen haben. 
Die Erfahrungen unseres Volkes demonstrieren in reichem 
Maße, daß die Politik der Nichtpaktgebundenheit und der 
engen Zusammenarbeit und Freundschaft mit den sozialisti­
schen Ländern nicht ohne eine Politik des Antiimperialismus 
verteidigt und in der modemen We lt weitergeführt werden 
kann . 
Die neue Regierung sollte aktiv den nationalen Befreiungs­
kampf der Völker des südlichen Afrikas unterstützen. die 
Solidari tät mit .der gerechten Sache der arabischen Völker 
gegen den US- Impe rialismus und den Zionismus e rneue rn 
und d ie wachsenden freundschaft lichen Beziehungen zwi-
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schen unserem Land und unseren Nachbarstaaten konsoli­
d ieren. Die US-Regierung muß aufgefordert werden, die 
Waffenlieferungen an Pakistan sofort zu stoppen. Es geht 
darum, auf d ie Räumung des US-imperialistischen Militär­
stützpunktes Diego Garcia hinzuarbeiten und zusammen 
mit allen Anliegerstaaten dazu beizutragen , den Indischen 
Ozean in eine Zone des Friedens umzuwandeln. Der Natio­
nal rat der KP Indiens warnt nachdrücklich vor solchen Ver­
suchen, wie sie jetzt in de r Erklärung des Präsidenten ent­
halten waren, heiml ich ein Zweiparteiensystcm i!. la USA in 
unserem Land einzuführen. Das wäre ein Versuch, das kapi­
talist ische System zu konsolidieren, die linken und demokra­
tische n Parteien und Kräfte zu schwächen und zur politischen 
ßedeulUngslosigkeit zu verurteilen. Es würde ein politischer 
Mechanismus erzeugt, mit dessen Hilfe die Massen vom 
Kampf für radikale sozialökonomische Maßnahmen und cine 
wahre Demokratie, die zum Sozialismus füh rt , abgelenkt 
we rden sollen. 

Neue Herausforderung der demokratischen Parteien 

De r Nat ionalrat de r KP Indie ns verspricht,daß unsere Partei 
in d ieser neuen Situation alles in ihrer Macht Stehende tun 
wird, um die Einheit der linken und anderen demokratischen 
Kräft e he rbeizuführen und zu entwickeln. In den Massen­
o rganisatio nen der Arbeiterklasse. der Landarbeiter, der 
Bauernschaft, der Jugend und der Studenten sowie überall 
dort, wo unsere Genosscn führende Positionen innehaben, 
sollten unverzüglich Schrille und Initiativen unternommen 
werde n, um Massenaktione n zur Verteidigung ihrer lnter­
e~sen zu o rganisieren. Es gil t, unabhängig von der Partei­
zugehörigkei t Kontak te zu anderen Massenorganisationen 
aufolunehmen, zie lgerichtete Vereinbarungen zu treffen und 
d ie erforde rliche Einheit zu schaffen. 

De r Nationalrat der KP Indie ns forden alle Paneimitglieder 
und Sympathisanten a uf. sich ein realistisches Bild von der 
politischen Situation zu machen, um so schnell ..... ie möglich 
die Einheit aller Demokraten unter den neuen Bedingungen 
herbeizuführen. Dieser Prozeß muß eine Orientierung in dem 
Sinne e rhalten, daß sich im Laufe der Zeit eine politische 
Plattform als Basis dieser Einhei t herausbildet. Wir müssen 
energische Anstrengungen unternehmen, um alte Barrieren 
zu überwinden und die Aktionseinheit in massenpolit ischen 
Fragen - nach Möglichkeit mit der KP (M) und der sie unter­
stützenden Anhänge rschaft - zu erzielen. Diese politische 
Grundlinie muß auch unser Herantreten an andere linke und 
demokratische Parte ien. einschließlich der regionalen. kenn­
ze ichnen . Die Einhe it mit den linken und anderen demo­
kratischen Kräften im Kongreß und den sie unterstützenden 
Massen muß aufrechterhalte n und erv.·eitert ..... erden, ebenso 
mit dem Kongreß für Demok ratie. Darüber hinaus müssen 
e rnsthafte Bemühungen unternommen werden, um dicse 
Absichten in bezug auf die Einheit aller demokratischen 
Kräfte unter die Massen, dic für die Janata-Partei stimmten, 
und die demok ratischen Eleme nte innerhalb diescr Panei 
selbst zu bringen. ( ... ) 
De r Nationalrat der Kommunistischen Partei Indiens is t 
davon überzeugt, daß unsere Partei schnell die Auswirkun­
gen des ernsten, ze it ..... eiligen Wahlriickgangs überwinden 
und ihren Vormarsch wieder aufnehmen wird. In diesem 
Zusammenhang besteht die Hauptaufgabe darin, die ideolo­
gische, poli tische und organisatorische Einheit der Partei 
zu stärken und sie als unser wert\'ollstes Gut zu hüten. Es is t 
notwendig. die darge legten Schwächen zu überwinden - vor 
allem, was den Aufbau der unabhängigen politischen Basis 
unserer Parte i in de r Arbei terklasse, unter den Landarbeitern 
und den unterdrückten Werktätigen der Bauernschaft be­
trifft. 

(Quelle: Horizont . Be rlin, Nr. 19/ 1977) 



Iran 

Aooi Friese Das 
Bonns mit 

Daß das Eint re ten Banns fü r die Menschenrechte nichts wei­
ter ist als Heuchelei und da an se ine Grenzen stößt, wo es 
ums Geschäft gehl, beweist die verstärkte Zusammenarbeit 
mit dem faschistischen Regime im (rao l , 

Sowohl die wirtschaft lichen als auch die politischen Beziehun­
gen werden weiter ausgebaut gegenüber einem Land, das 
einen traurigen Rekord an Hin richtungen LInd politischen 
Gefangenen vorzuweisen hai. Von Schah Reza Pahlewi wird 
diese " Freundschaft" dann auch lobend hervorgehoben: 
" Die Beziehungen zwischen den Regierungen in Bonn und 
Tehcran waren selten so ungetrübt wie in diesen Tagen. Daß 
d iese Tatsache nicht nur auf de n üppig flor ierende:n Handel 
zurückgeht, zeigt das politische Einverständnis, das unaus­
gesprochen zwischen beiden Regierungen herrschl. "2 Zu 
diesem "unausgesprochenen politischen Einverständnis" 
dürfte wohl auch die Kooperation des Bundesnachrichten­
dienstes (BND) mit dem berüchtigten iranischen Geheim· 
dienst SAVAK und die Auslieferung iranischer Demok raten 
an das Te rrorregime gehören. 

Wie offe nherzig die herrschenden Kreise in der BRD ihre 
Sympathie für den Schah zum Ausdruck bringen, zeigt sich 
in diesen Tagen erne ut anläßlich des 10. Jahrestages der Er­
schießung Benno Ohnesorgs durch einen Polizisten während 
des Schah-Besuchs am 2. Juni 1967 in Berlin. Dazu schreibt 
die großbürgerliche Frankfuner Allgemeine Zeitung (FAZ) : 
" Dieser tragische Tod (Benno Ohnesorgs, d . Verf .. ) verlieh 
in Deutschland de r Legende, die Monarchie Mohammed 
Reza Scha hs sei in ganz Asien das schlimmste Terrorregime, 
breite Publizität."3 We iter schließt sich die FAZ der Diffa­
mierungskampagne der iranischen Presse gegen die Öefange­
nenhilfsorganisation Amnesty International an, der vorge­
worfen wird. sie hälle durch ihre Infonnationen über das 
Schah-Regime "den Boden für ein Uneil o hne Proportionen 
bereitet."· 

Väter des Kulturabkommens: Filbinger und Schmidt 

Neben dem Ausbau der winschaftlichen und politiSChen Be­
ziehungen gehön es zur langfristigen Strategie Bo nns, die 
kulturellen Beziehungen zum Iran auszudehnen, um so seine 
Interessen auch ideologisch abzusichern, denn der Iran ist 
für die BRD nach den USA der zweitgrößte Absatzmarkt 
in Obersee, wichtiger Öllieferant und profitables Kapilalan­
lagegebiet 5 . In diesem Zusammenhang muß auch das Ende 
April 197i unterzeichnete Kulturabkommen über den Bau 
e ine r bundesdeutsch-iranischen Hochschule in Rascht in der 
Provinz Ghilan am Kaspischen Meer eingeordnet werden, 
das bisher einmalig in der Geschichte der BRD ist. Der Bau 
der Hochschule, an der 130 bundesdeutsche Pro fesSQren 
unterrichten sollen 8 und dessen l ehrplan in der BRD aus­
gearbeitet wi rd, war vom badenwürttembergischen Min ister­
präsidente n Filbinger angeregt und von Bundeskanzler Hel­
mut Schmidt bei einem Iran-Besuch 1975 vereinbart wor­
den 7. Eine kur.!: nach dem Besuch gebildete bundesdeutsch­
iranische Kommissio n erarbeite te das Konzept der Universi­
tät, die vorwiegend naturwissenschaftliehen Charakter haben 
soll . Aufgrund der Tatsache, daß die BRD-Regierung dem 

iranischen Regime Handlangerdienste bei der Verfolgung 
iranische r Demokraten leistet, kann man davon ausgehen, 
daß an der Hochschule in Rascht ebenso wie an allen ande­
ren iranischen Universitäten der Geheimdienst SAVAK all­
gegenwärtig ist, Verhöre und Verhaftunge n von Studenten 
an der Tagesordnung sein werden, um jede Kritik im Keim 
zu ersticken. Darüber hinaus paßt die Errichtung der Ghilan· 
Universi tät in das Ko nzept des Pfauenthrons, die Bildungs­
einrichtungen des landes zu dezentralisieren, um die kri tische 
Intelligenz besser ko ntrollieren zu können_ 

Tth .. ran.Buuen .. , Bundt s/o:ondt r Sdtmldl, Senah PohltwJ 

Daß nicht nur die reaktionärsten Kräfte innerhalb der CDU/ 
CSU um d ie Gunst des Schahs buhlen, sondern auch die so­
zialliberale Regierung, zeigte sich erneut mit der Unterzeich­
nung dieses Kulturabkommens. Vertreter von Regierung 
und Opposition übertrafen sich gegenseitig in der Hervor­
hebung der E inzigart igkeit und Bedeutung dieses Projektes, 
wobei die Tatsaehe der Ennordung und Folterung iranischer 
Demo kraten se lbstverständlich übergangen wurde. 
Alfred Dregger, stellvertretende r Vorsitzender der CDUI 
CSU, der den " Iran als eines der stabilsten länder der freien 
Welt '" bezeichnet hatte , äußerte dazu: " Wir sollten den län­
dern verständnisvoll helfen, die bereit sind, sich westlichen 
E infl üssen zu öffnen. Der Iran ist dazu bereit, wie die Grün· 
dung einer deutschen Auslandsuniversität zeigt, übrigens der 
ersten, die es in der Welt gibt.'" Daß es bei der "verständ­
nisvollen Hilfe" um die Absicherung und den Ausbau der 
westdeutschen Kapitalinteressen geht, zeigt sich schon allein 
daran. daß sich die heiden bundesdeutschen Konzerne Grun­
dig und Krupp mit je 2,4 Mio DM am Bau der Universität 
beteiligen und zum "Verein der Freunde der Universität 
Ghilan in Deutschland" zählen 10_ 

Staatssekretär Wenk vom Kultusministerium in Baden -Würt­
temberg, das bei dem Projekt e ng mit der Bo nner Regierung 
zusammenarbeite!. gibt die mit dem Abkommen verfolgte 
Absicht unumwunden zu_ Das Z iel des Abkommens soll sein. 
" daß nicht nur das kulture lle Verständnis, sondern auch der 
Austausch materieller und immaterieller Güter durch diese 
Universitätsgriindung, die erste in der deutschen Geschichte, 
außerordent lich belebt wird . . Ministerpräsident De. Fil­
binger war der Ansicht , daß das rohstoffanne Deutschland 
in der We lt nur E rfolg haben kann, wenn es enonne Bezie­
hungen aufnimmt, wcnn es sein " know how" hinausgibt in 
die Welt und dann aus de r Welt wicder wirtschaftliehe und 
andere Beziehungen erhält." 11 
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Trotz Beteuerung des Eintretens für die Menschenrechte 
und der Entrüstung einzelner sozialdcmokratischer Bundes­
tagsabgeordneter über die Äußerungen Alfred Dreggcrs 
verfolgt die Bundesregierung in bezug auf den Iran dieselbe 
Zielrichtung wie die Opposition . Staatsminister Wischnewski 
bezcichnet die Regierung in Teheran, die tagtäglich die ele­
mentaren Menschenrechte ve rletzt , als "unsere Freunde·· 
und ließ es sich nicht nehmen, noch einmal auf die Tradition 
der guten Beziehungen zwischen der BRD und Persien hin­
zuweisen, die "innerhalb der Jahre intensiviert wurden auf 
dem politischen Gebiet, aber auch in sehr starkem Maße auf 
dem wirtschaflichen Sektor.·· 12 

Nach den Wonen Wischnewskis soll nun mit dem Kulturab­
kommen ein weiterer Schritt zur Pfiege der Tradition der 
guten Zusammenarbeit geleistet werden. Und Staatssekretär 
Hermes vom Auswärtigen Amt , der das Abkommen in Tehe· 
fan unterzeichnete, erk lärte nicht ohne Stolz: "Der Plan, eine 
gemeinsame Universität in Iran zu gründen, liegt schon viele 
Jahre zurück, schon 15-16 Jahre. aber es ist nie zu e iner Ver­
wirklichung dieser Idee gekommen. Als Bundeskanzler 
Schmidt vor zwei Jah ren in Teheran war. hat er dort zusam-

US-Imperialismus 

JOSI! Lava Die Tr 
Das erste ernsthafte Eingreifen des US- Impcrialismus in 
Asien geht auf den spa~isch-amerikanischen Krieg von 1898 
zurück. Nachdem im Bürgerkrieg (1861-65) der industriali­
sierte Norden über den fe udalistischen Süden gesiegt hatte, 
entwickelte sich der US-Kapit:llismus sehr schndl. Durch 
Fusion kleiner und mittlerer Firmen bildeten sich Monopole 
in Industrie und Bankwesen heraus. die - obgleich sie im Ver­
gleich zu den europäischen Monopolen noch recht schwach 
ware n - die Suche nach ausländischen Rohstoffquellen. Ex­
portmärkten und Anlagemöglichkeiten für überschüssiges 
Kapital aufnahmen. 

Vordringen der USA nach Asien um die JahJrhundert· 
wende 

Die USA benutzten den "Zwischenfall von Havanna" als 
Rechtfertigung, Spanien den Krieg zu erkläre n und schickten 
auf der Ste lle ihre Flotte zu den Philippinen, die sich zu die­
sem Zeitpunkt im bewaffneten Kampf um die Unabhängig-
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mc n mit Ministerpräsident Howeida eine Absichtscrklärung 
abgegeben ... , in de r zum Ausdruck gebracht wurde, daß 
beide Regierungen bei der Gründung einer sokhen Univer­
sität zusammenzuarbeiten beabsichtigen ... Bcide Regie­
rungen haben sich hier für ei n Projekt entschieden. das ein­
zigartig seiner Natur nach ist."13 Auf die Frage. ob es möglich 
wäre. mit anderen Ländern ähnliche Kooperationen ei nzu­
gehen. entgegnete Hermes: "Das wäre theoret isch mög[ieh. 
aber im Fa lle des Iran beruht das gegenwärtige Projekt auf 
einer sehr langen und sehr gründlichen Vorarbeit. und auf 
besonders günstigen Umständen.'· I. 

Die Unterdrückungspraxis des Schah-Regimes und die Kom­
plicenschaft der BRD- Regierung mit dem Pfauenthron bewog 
kÜf"Ll ich, noch vor Untef"LCiehnung des Ku[turabkommens, 
den Landesverband Nordrhei n-Westfa[en des Verbandes 
Deutscher Schriftste ller (VS) zur Verabschiedung einer Pro­
lest resolution. in der die Bundesregierung aufgefordert wird, 
" ke in Kulturabkommen abzuschließen , bevor die Menschen­
rechte im Iran wiede rhergeste[ 1t und die politischen Gefan­
gencn, deren Zahl zwischen 30 000 und [00 000 liegt. frci ­
gelassen worden sind:' 15 

Anme rkungen: 
I ) Ein ausführliche Darstellung "tum Verhältnis Bonn-Teheran lin­

det sich in: AlB-Sonderdruck NT. 2/1977. Bonn wider die: Men­
schenrechte, S. 30-35 

2 Nac;:hrichte:n aus Iran, 25. 7. 1976 
3 Frankfuner Allgemeine Zeitung (FAZ), 3 1. 5. 1977 
4 Ebenda 
5 Vgl. AlB-Sonderdruck Nr. 211977. S. 30-32 
6 Süddeutsche Zeitung (SZ). 3. 3. ]977 
7 Berliner Extra Dienst (ED), 22. 2. ]977 
8 SZ, 18.4. ]977 
9 Deutsche Zeitung Christ und Welt, 13.5. ]977 

10 ED, 26. 4. [977 
1] Interview der Deutschen Welle mit Staatssckretär Wenk vom 

Kultusministerium Baden-WüTllembcrg, 3. 5. 1977 
12) Interview der Deutschen Welle mit Staatsminister Wischrtewski. 

2.5. 1977 
13) Intervie .... der Deutschen Welle mit Staatssckretär Hcrmcs. 3. 5. 

1977 
[4) Ebcnda 

der US-Asienpolitik 
keit befanden. Nach e inem Schei ngefeeht zwischen den US­
und den spanischen Truppen kapitulierte Spanien und ver­
kaufte (1 898 im Frieden von Paris, d . Red.) die Philippinen 
an die USA. Sofort begannen die US-Truppen den Krieg 
gegen die schlechtbewaffneten Philippinos und schlugen [902 
die erste nationalde mokralische Revolution dieser Region 
nieder, die von den Katipunan unter Führung von Andres 
Bonifacio 1896 begonnen wurde. Da Span ien zu den schwäch­
sten Kolonialmächten zählte. war es für die USA leicht, die 
Kontro lle über die Ph ilippinen zu erlangen. Diese waren zum 
einen wertvoll als Ausgangspunkt für die ökonomische 
Durchdringung Asiens. zum anderen als militärische Basis 
gegen rivalisierende Kolonialmächte in dieser Region. Dar­
über hinaus waren die Ko[onia[mächte damit beschäftigt, 
China in "Einfluß- und Interessensgebiete'· aufzutcHc n. 
Der [. Weltkrieg, der u. a. mit dem Ziel der Neuvertei lung 
der Kolonien geführt wurde und in den die USA mit dem Vor­
wand de r " Rettung der Welt für die Demokratie'· erst spät 
eintraten, endete mit der Nieder[age Deutschlands, der 
Schwächung Großbritanniens und Frankreichs und der Stär-



kung der USA und Japans. Die größten imperialistischen 
Rivalen in Asien waren Großbritannien. dils weiterhin die 
Vorherrschaft innehatte, auch wenn seine Macht schwächer 
wurde, die USA und Japan, d ie miteinander konkurrienen 
und zugleich die britische Vorherrschaft auf dem Kontinent 
angriffen . 
Im Verlauf des Krieges wurde nach dem Sieg dcr sozialisti­
schen Oktoberrevolution von 1917 dcr e rste sozialistische 
Staat auf europäisch-asiatischem Territorium errichtet. Diese 
Entwickl ung stimulierte trotz der imperialistischen Versuche 
den neuen sozialist ischen Staat zu zerstören und dler darauf 
folgenden Einkreisungspolitik die Befreiungskämpfe in Asien 
und auch in anderen Tei len dcr Welt. 
Obwohl der 2. Weltkrieg das Bestreben einer neue.n Umver­
teilung der Kolonien mit sich brachtc, wandelte er sich auch 
für die Völker Asiens in einen antifaschistischen Befreiungs­
krieg. Die Sowjctunion trug die Hauptlast dieses VOll der anti­
faschistisd en Koalit ion der Alliierten geführten antifaschisti­
schen Kampfes, in dessen Ergebnis nich t nur in Dcutsch land, 
Japan und Italien der Faschismus zusammenbrach, sondem 
auch Osteuropa, China und Nordkorea befreit wurden. Die 
Entstehung des sozialistischen Weltsystcms, besonders nach 
dem Sieg der sozialistischen Revolution in China Ende 1949, 
hat die nationalen Befreiungskämpfe in Asien und in anderen 
Teilen der Welt entscheidend beflügelt. 

US-lnlenenlionismus im Zeichen des Kallen lüieges 

Die USA, die damals das Monopol der Atomoombc besaßen , 
setzten diese 1945 in Hiroshima und Nagasaki ein , und zwar 
nicht so sehr, um die Kapitulation Japans herbeizuführen , 
sondern als Drohung gegen die erstarkcnden nationalen Be­
fre iungsbewegungen in Asien und die revolutionären Arbei­
terbewegungen speziell in Osteuropa. 

Von US-Atombombenabwutl 1945 let~ t"lte! Hiroshlma 

Angeregt von Churchill, zu diesem Zeitpunkt noch Führer 
des geSChwäChten britischen Imperialismus, übernahmen die 
aus dem Krieg gesUirkt hervorgegangenen US-Monopolistcn 
die Füh rung d~r Politi k des Kalten Krieges - einer Politik 
des Antisowjetismus und Antikommunismus. Ihr Z iel hieß 
nicht nur "Eindämmung des Kommunismus" und der interna­
tio nalen Arbeiterbewegung, sondern auch Unterdrückung der 
nationalen Befreiungskämpfe durch wirtschaftl iChe, politiSChe 
und militärische Unterstützung reaktionärer Renimes in 
Asien und anderen Kontinenten . 
Im Einverständnis mit britischen, französischen und hollim­
dischen Monopolisten intervenierte der US- Impe·rialismus 
offen oder verdeckt in nahezu allen asiatischen Ländern. 
E r hat vergebens versucht. das chinesische Kuominmng-Re­
gime gegen die von der Sowjetunion unterst ützten, kommu­
nistisch geführten Befreiungskräfte zu unterstützen. Er kon-

SEATO, ASEAN und ANZUS 
Der Südostasiatisdte Verteijiigungspakt (SEATO) wurde am 8.9. 
1954 in Manila unterzeichnet. Gründerstaaten waren: Australien, 
Frankreich, Großbritannien, Neuseeland, Pakistan, Philippinen, 
Thailand und die USA. 
Nach dem Rückzug Frankreichs und Pakistans aus dem Bündnis 
sowie unter dem Eindruck der Ereignisse in Indochina führten zu­
nehmende Auflösungstendenzen zu der Entscheidung des Minister­
rats der SEATO, das Bündnis bis 1978 aufrulösen. 

Der Verband Südostasiatischer Staaten (ASEAN) wurde am 8. 8. 
1967 in Bangkok gegründet. Mitglieder sind Indonesien, Malaysia, 
die Philippinen, Thailand und Singapur. 
So verschieden wie die politisch-soziale Situation in den Mitgl ied­
staaten ist, so widersprüchlich verläuft auch die Entwicklung der 
ASEAN: Obwohl die Staatsoberhäupter der ASEAN-Länder sich 
für die Schaffung einer Zone des Friedens in Asien aussprachen, 
verstärken sich die Versuche der USA Wld reaktionärer Kreise in 
den ASEAN-Staaten, den Verband zu einer militärischen Nach­
folgeorganisation der SEATO umzuformen. Ein Indiz dafür sirxl 
die steigenden Rüstungsausgaben der betreffenden Länder: sie stie­
gen von 1,6 Mrd Dollar 1974/75 auf 2,6 Mrd Dollar 1975/76. Im 
gleichen Zeitraum wurden die Streitkräfte von 633 700 auf 730 000 
Soldaten verstärkt. Außerdem werdcn gemeinsame Manöver und 
der Bau von Rüstungsbetrieben erwogen. (Zur SEATO und 
ASEAN siehe auch AlB , Nr. 4/ 1977) 

Der ANZUS·Pakl (ANZUS steht für die Anfangsbuchstaben der 
Mitgl iedsstaaten: AusIralien, Neuseeland, USA) wurde am 1. 9. 
195 I in San Fram:isco unteneichnel. Ursprünglicl1 gegen Japan 
gerichtet, soll das Mil itärbündnis nach der Niederlage in Indochina 
und angesichts der Auflösungstendenz der SM TQ die imperialisti­
schen Interessen in Asien absichern. Die in den letzten Monaten 
durchgeführten Manöver " Känguruh 11·', "Tapferes Erbe", " Rim­
pac··, sowie "Tw;manex", an dem auch britische Truppen teilnah­
men, dokumentieren die ve~tärkten mililärischen Aktivitäten des 
ANZUS-Pakts. Die konservativen Regierungen in Canberra und 
Wellington unte~tützen dw; militärische Engagement der USA 
im asiatisch-pazifischen Raum tatkräftig; u. a. erhöhten sie die 
Rüstungsausgaben ihrer Länder, verstärkten die Waffenkäufe in den 
USA und begrüßten nachdrücklich die Errichtung des amerikani­
schen Stützpunktes Diego Garcia. 

spirierte mit holländischen Monopolisten, um die Unabhäl'­
gigkeit Indonesiens zu verhindern. Als das fe hlschlug, unter­
stützte er indonesische Reaktionäre , um das antiimperialist i­
sche Regime Sukarnos (1945-65) zu stürzen. Er versuchte, 
das antiimperialistische Regime Nehrus (1947-64) in Indien 
und das Rcgime Sukarnos in eine antikommunistische Mil itär­
allianz einzubeziehen, was aber nicht gelang. Er veranlaßte 
die südkoreanische Aggression 1950 gegen Nordkorea, die 
mit einem Pali und der weiteren US-Militärpräsenz in Süd­
korea endete. Er unters tützte erfo lgreich de n britischen Impe­
rialismus und malayische Reaktionäre, um die bewaffnete 
Befreiungsbewegung dieses Landes zu schlagen. Er stache lte 
Vertreter der phil ippi nischen Ol igarchie an und half ihnen 
wr Niederwerfung des bewaffneten Befreiungskampfes in 
den Phi lippinen. Er is t die Hauptkraft hinter der erfolgreichen 
israelischen Aggression gegen die arabischen Länder und die 
Befreiungsbewegungen im Nahen Osten. Gemeinsam mit dem 
französischen Imperialismus versuchte er, den bewaffneten 
Befreiungskampf in Vietnam, der sich später auf Laos und 
Kambodscha ausdehnte, zu ersticken, erlitt aber eine verhee­
rende Niederlage. 

Der US-Imperial ismus besitzt den größten Einfluß auf den 
CENTO-Pakt im Nahen Osten und auf den Südostasiat ischen 
Verteidigungspakt (SEATO), dit: beide das Ziel haben, natio­
nale Befreiungskämpfe zu unterdrücken und die US-Ausbeu­
tung und Vorherrschaft über diese Regionen aufrechtzuerhal­
ten. Die E rkenntnis der wachsenden Ohnmacht der SEATO, 
entstanden aus den Erfahrungen in Vietnam , hatte die Grün­
dung des Verbandes Südostasiatischer Staaten (ASEAN) 
zur Folge. E ine Vereinigung, die die gleichen Ziele verfolgt 
wie die SEA TQ, sie aber mit anderen Mitteln als mit offenen 
militärischen Interven tionen unter Vcrwendung von us-
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Bodentruppcn zu erreichen sucht. 
Zur Vervollständigung ihres Systems von Militärbündnissen 
haben die USA einen zweiseitigen Sicherheitsvenrag mit 
Japan abgeschlossen , nachdem sie die japanischen Monopo­
listen rehabilitiert haUen. Mit der schwindenden Fähigkeit 
Großbritanniens, seine militärischen Verpnichtungen in die­
ser Region zu erfü llen, gingen sie ein Mili tärbündnis mit Au­
stralien und Neuseeland (ANZUS) ein. 

Während diese Militärbündnisse (siehe Kasten) errichtet wur­
den, hatte das US-Monopolkapital bereits in nahezu allen 
asiatischen Staaten Fuß gefaßt. Es hat die holländischen Mo­
nopolisten in Indonesien, das französische Monopolkapital 
aus Indochina und die britischen Monopol interesscn aus den 
früheren Kolonien Großbritannniens in dieser Region ebenso 
verdrängt wie in Australien und Neuseeland. Nach der Reha­
bilitierung der Vorkriegs-Zaibatsus (Clique der Fina.nzoligar­
chie Japans, d. Red.) versuchten sie mit geringem Erfolg, 
das japanische Monopolkapital auf den Status des Junior­
partncirs herabzudrücken. Auf den Philippinen wehrten sie 
europäische Monopolisten erfolgreich ab, indem sie den Phi­
lippinos " G leichheits" rechte aufdrängten, um fremdle Mono­
polisten femzuhalten . Allerdings haben sie das japanische 
Monopolkapital diskret ennutigt, die Philippinen und andere 
südost asiatische und ostasiatische Länder zu durchdringen, 
um Japan zu veranlassen , eine starke Militärmacht :zu unter­
halten. Dies unter dem Schinn der US-Atommach·t und als 
Hebel gegen die Sowjetunion und China und gegen die natio­
nalen Befreiungskämpfe in der Region. 

Philippinen - Beispiel neokolonialer Abhängigmachung 

Der Schlüssel zur Festschreibung der neokolonialistischen 
Ausbeutung der Philippinen und anderer asiatischer Ent­
wicklungsländer ist in den ungerechten und ungleichen Tenns 
of Trade - niedrige Preise für Exportgüter, meist Hohstoffe 
und Halbfertigprodukte und hohe Preise fü r Impon:güter, in 
erster Linie Investitionsgüte r und grundlegende !Konsum­
güter - zu suchen. Solche un~ le ichen Bedingungen im Han­
del führen sowohl zu chronisch negativen Handelsbi lanzen 
als auch zu Zah1ungsbilanz<lefiziten , die das Entwiick lungs­
land dazu zwingen, Auslandsanleihen bei ausländischen Ban­
ken ebenso wie bei monopolistisch beherrschten Finanzinsti­
tutionen wie der Weltbank und dem Internationakn Wäh­
rungsfonds (IWF) aufzunehmen. 
Die gesamte Auslandsverschuldung der Philippinen belief 
sich im September 1976 auf 4,848 Mrd Dollar, eine Steige­
rung von 29 % gegenüber der Summe von 3.750 Mrd Dollar 
im Jahre 1975. Die Rückzahlung von Gesamt- und Teilbe-
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trägen der Auslandsverschuldungen absorbiert 25 % des 
jährlichen Außcnhandelsgewinns. Diesen chronischen Defi­
zi len sowohl in der Handels- als auch in der Zahlungsbilanz 
ist es geschuldet, daß das Land dazu ve rur!eilt ist, Zunucht 
zu neuen Auslandsanleihen zu ne hmen , um seine alten Aus­
landsschulden zu begleichen und die grundlegenden Importe 
von Kapital- und Konsumgüte rn zu finanzieren, ohne die die 
einheimische Industrie zur Schließung und zum Ausverkauf 
an ausländische Monopolisten gezwungen und die politiSChe 
Stabilität aufs Spiel gesetzt wäre. Aus diesem schreck lichen 
Bedürfnis nach neuen Auslandsanle ihen, mit denen zeit weise 
Zahlungsschwierigkeiten gemildert werden, zieht der Interna­
tionale Währungsfonds Vorteile , indem er ein "Stabilisie­
rungsprogramm" als Bedingung für die neue Anleihe aufer­
legt. Dieses Schema enthält drei Hauptforderungen: 1. ein­
heimische Anti-Innations-Politik , wie z. B. restrik tivere 
Handhabung des Bankkredits; 2. Währungsabwertung im 
Verhältnis zum US-Dollar und die Abschaffung von Außcn­
hande lskontrollen; 3. Förderung von ausländischen Privat­
investil ionen durch politische Maßnahmen wie Anti-Streik­
Gesetzgebung, Stellergeschenke und -erleichterungen, Ga­
rantien gegen Nat ionalisierungsbestrebungen und für die 
Aushändigung von Profiten etc. 

Dieses Schema ist es, das die Tür für die Durchdringung der 
Wirtschaft der Entwick lungsländer durch die multinat ionalen 
Konzerne weit öffnet. Seit 1973 haben 83 multinationale 
Konzerne ihre regionalen Hauptquartiere auf den Philippinen 
aufgesc hlagen. Sie bringen jedoch nur geringes Kapital ein 

Rohstoffreichtum Südasiens 
"Die länder Süd- und Südostasiens. in denen mehr als ein Viertel 
der Weltbevölkerung lebt, fOrderten 1973 im Rahmen der kapita­
listischen Weltwirtschaft 63 % des Zinnkonzcntrats, 65 % des me· 
tallischen Zinns, fast 7 % des Bauxits, über 12 % der Manganerze. 
6 bis 8 % des Eisenerzes sowie 4,7 % des Erdöls. 
Außerdem lagern in dieser Region über 15 % der Steinkohlenvor_ 
räte und 2,5 % der nachgewiesenen Ressourcen an Erdöl und Erd­
gas der kapitalistischen Welt. 
Der größte Teil dieser Roh- und Brennstoffe wird in die entwickel­
ten kapitalistischen Länder ellportiert. Imperialistische Monopole 
kontrollieren 90 % der ErdölfOrderung, fast die Hälfte der Zinn­
und Bauxitgewinnung, nahezu die gesamte Gewinnung von Nickel­
erz. den größten Teil der Eiscnerzgewinnung sowie die gesamte 
Chromerzgewinnung der Länder Süd- und Südostasiens. 
Die Anliegerstaaten des Indischen Ozeans sind dariiber hinaus be­
deutende Produzenten von Naturkautschuk. Kopra, Reis. Palmöl, 
Tee, Kaffee, Jute, pfeffer. Tabak, Zu~kerrohr sowie VOll tropischen 
Harthölzern." 

(Quelle: Autorenkollektiv. Für Frieden und Sicherheit in Asien, 
Berlin 1976, S. 40) 

und schaffen nur äußerst wenig Arbeitsplätze. Von Februar 
1970 bis Dezember 1975 investiertc das private US-Kapital 
lediglich 217,2 Mio Dollar. Als im Septcmber 1972 da~ 
Kriegsrecht ausgerufen wurdc. belief sich die geschlitztc 
Summe an US-1nveslitioncn (cinschließlich der wiederinve­
stierten Profite) um 2 Mrd Dollar. 
Eine Regierungsstudie enthüllt, daß 108 US-Spit7.cngesell­
schaften 87 % ihres Anlagevermögens aus philippinischen 
Quellen und nur 13 % aus ausländischen Quellen finanziert 
haben . Die Multis drängen die lokalen Unternehmen im wil­
den Konkurrenzkampf um heimische Kreditquellen, die zum 
großen Teil aus den Ersparnissen der Ph ilippinos gespeist 
werden, zurück. Es wird geschätzt, daß für jeden real im Land 
investierten Dollar d ie US- Investoren drei Dollar an Profit , 
Dividenden und Tantie men aus dem Land herausholen, was 
in einen riesigen Reingewinn aus dem Außenhandel mündet. 
A ll das, zusätzlich begleitet von der Durchdringung des phi­
lippinischen kommerlielJen Bankwesens durch die größtcn 
US-Banken wie die Bank of America, die Chase Manhattan 



Bank und die First National City Bank of New York, erleich­
te rt die wachsende Vorherrschaft der Multis über die Wirt­
schaft des Landes, trotz der Ausweitung des öffentlichen 
Sektors der Wirtschaft. Diese Beherrschung der grundlegen­
de n ökonomischen Strukt uren bewirkt einen starke n Druck, 
der auf d ie Ve rringe rung - um nicht zu sagen Vemichtung­
de r Resultate fort schriulicher Veränderungen in anderen 
Sphären, wie Agrarrefonnen und Neuorientierung der Außen­
politik in Richtung auf Nichtpaktgebundenheit und Bezie­
hungen mit sozialistischen Ländern ausgerichtet isl. 

Was auf den Phi lippinen geschieht, vollzie ht sich - obzwar 
in verschiedenem Ausmaß und in anderen Fom1Cn - ebenso 
in ande ren Entwick lungsländern Asiens. 

Der Vielnamkrieg und die Folgen 

Die US-imperialist ischen Mi litärinterventionen .:rreichten 
ihren We ndepunkt in Vietnam. Auf dem Höhepunkt ihrer 
Aggression sctzten die USA Bodemruppcn. bestehend aus 
einer halben Mi ll ion Soldaten, e in, führten Marine:opcratio­
nen von ihren Basen auf den Philippinen und von anderswo 
durch und starteten Bombenflüge von Stützpunkten in Süd­
vietnam, Thailand und den Philippinen aus. Dit> \'ereinigten, 
entschlossenen und heldenhaft en indochi nesischen Völker 
ließen sich aber von dieser Demonstration militärischer Macht 
der USA nicht beeindrucken. Mit der politischen, wirtschaft­
lichen. militärischen und diplomatischen Unterstiitzung der 
sozialistischen Staaten und der fortschrittli chen Krä fte in der 
ganzen Welt, vor allem der Friedensbewegung in den USA, 
füh rte der Befreiungskampf zur internationalen Isolation der 
USA, Diese Isolat ion \'cranlaßte die USA , die Po litik der 
" Vietnamisierung des Krieges" einzuleiten und schließlich 
ihre Streitk räfte unter dem Vorwand des "ehrenvullen Frie­
dens" zurückzuziehen, nachdem sie Söldnertruppcn, die dcn 
patriotischen und politischen Bcfreiungsk räften abe r nicht 
gewachsen waren, schwer bewaffnet hallen. 

Die US-Aggression in Indochina ( 1964-73) führte nicht nur 
zu e inem militärischen Debakel. zu pol it iSCher und d iplo­
matischer Isolation der USA, sondern aueh zur Entfremdung 
des amerikanischen Volkes. besonders der Jugend . die die 
Hauptlast des interventionistischen Krieges zu trage n halle. 
Noch wicht iger ist, daß sie dazu beitrug, die allgeme ine Krise 
des Kapitalismus zu beschleunigen und zu ve rliefen. Die un­
günstigen Auswirkungen dieser Krise für das ameri.kanische 
Volk und fü r die Völ ker der mit den USA verbündeten Staa­
ten , die immer stärker nach Alternativen zur Herrschaft der 
Monopole und deren Vorherrschaft suchten. waren weitge-

Asiatische Entwicldungsbiank 
Die Asiatische Entwkklungsbank (ADB) wurde 1966 auf Betrei­
ben der UN-Winschafts- und Sozialkonunis.sion für Asien und den 
Pazifikraum (ESCAP) gegründet. 24 der insgeuml 41 Mitgl ied. 
staaten sind Enlwkklungsländcr. 17 kapi tal istische Industrieländer. 

Da zwar die wkhtigen Beschlüsse durch Stimmenmehrheil zustande 
kommen, jedoch 80 % aller Stimmen nach dem eingebrachten Kapi­
talanteil auf die Mitglieder aufgeteilt wurden, entfallen zwei Drillei 
aller Stimmen auf die kapitalistischen Industrieländer. Bt:.sonderen 
Einfluß haben die USA, das kapitalkräftigste nichtregionale Mit­
glicdsland der Bank. Unter diesen Umständen iSI es nicht verwun­
derlich, daß in erster Linie solche länder Kredite aus dem Sonder­
fond der ADB (1- 3 '" Zinsen bei 25-40 Jahren Laufzeit gegenüber 
8,75 % Zinsen mit kürzerer Laufzeit bei Kredilcn aus dem regulä­
ren Fond) crhahcn, die sich den imperialistischen Länden! gegen­
über durch politisches Wohlverhalten auszeichnen. 
Das ausgeprägte wirtschaftliche und mil itärische Eigeninleresse der 
bestimmenden imperialistischen Länder kommt auch darin deu!lich 
zum Ausdruck. daß bisher 43 % aller ADB·Kredite für den Bau 
militärisch bedeutumer Anlagen vergeben wurden. 

he nd für den eingeschlagenen Kurs des Realismus und die 
endgühige Entscheidung der USA , ihre Truppen aus Inda­
china zurückzuziehe n, verantwortlich. 

Washingtons neue China· Politik 

Die US·Monopolisten, die die Unvenneidlichkeit der Nieder­
lage in Indochina voraussahen, suchten den chinesisch-sowje­
tischen Konflikt auszunulZCn, um möglichst günstige Bedin­
gungen für die Bee ndigung de r US-Aggression und ihre 
Nachkriegspolitik zu erreichen. 
Zu diesem Zweck haben sie dafür gesorgt, daß die VR China 
in die Ve reinten Nationen aufgenommen wurde und wider­
riefe n damit die zwei Jahrzehnte betriebene Politik, eine 
solche Aufnahme durch ihre Veto zu verhindern. Dem fo lgte 
1972 Nixons Besuch, um die Grundlage für die Zusammen­
arbeit zwischen China und den USA im Asien nach dem 
Vietnamkrieg zu legen. Diese Politik wurde durch Fords 
Besuch 1975, unmittelbar nach dem US-Debakel in Vietnam 
bestärkt, in des...en Verlauf man sich der gegenseitigen Zu­
sammenarbeit versicherte. Es ist dies eine Zusammenarbeit. 
die auf weiterer militärischer Präsenz der USA in dieser Re­
gion beruht und mit der Doktrin des "Gleichgewich ts der 
Kräfte" , begTÜndet wird. 

Die Erfahrung de r USA in Indochina hat die US-Mono­
pol isten nur veranlaßt , sich der neuen Lage anzupassen, aber 
sie hat nicht die auf Ausbeutu ng und Aggression gerichtetcn 
Ziele des US-Impcrialismus in Asien und anderswo geändert. 
Einen schließlichen Rückzug der US-Truppen aus Indochina 
seit Nixons Wahl zum Präsident en 1969 voraussehend, hatten 
d ie US-Multis die wirtschaftliche Durchdringung fast aller 
Länder der Region forciert. Ihr Ziel war, ihre wirtschaftliche 
Vorherrschaft zu festigen und asiatische Staaten davon abw­
halten, den imperialistischen Einflußbereich zu verlassen und 
7.U einer Ve rständigung mit der sozialistischen Gemeinschaft 
zu kommen. 

Die Dimension de r US-Niederlage, zusammen mit de r wach­
senden Erkenntnis der Natur und der Ziele des Imperialis­
mus und der wachsenden Unrahigkeit dcr USA, traditionelle 
., Hilfe" zu I{ewähren, haben unvermeidl ich Zweifel an der 
Zuverlässigkeit militärischer Ve rpflichtungen der USA , an 
der zuvor fü r klug e rachteten Abhängigkeit vom US-Markt 
und fremden Investitionen, sowie von Krediten, die von US­
dominierten FinanzinSlilutionen wie der Weltbank, dem 
Internationalen Währungsfonds und der Asiatischen Entwick­
lungsbank (siehe Kasten) gewährt werden. aufkommen las­
sen. Dies hat notwendig zu einer Politik des Selbstvertrauens, 
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zu regiona ler wi rtschaftlicher und politischer Zusamme nar­
beit zwischen den ASEAN-Staaten, zu einer engeren Zu­
sammenarbeit mit anderen Entwicklungsländern und deren 
gemeinsamem Kampf um wirtschaftliche Unabhängigkeit und 
eine " neue internationale Wirtschaftsordnung", zur Normali­
sie rung de r Beziehungen zur Sozialistischen Republik Viet­
nam (SRV) und der Ausweitung der Beziehungen mit ande­
ren sozialistischen Staaten. zur Umwandlung Südostasiens 
in eine " Zone des Friedens, de r Freiheit, der Neutralität" 
und Nichtpaktgebunde nheit geführt. 

Das Gespenst der "Gefahr aus Hanoi« 

Angesichts dieses wachsenden Trends ist de r US-Imperia­
lismus gezwungen, die engere Zusammenarbeit mit seinen 
imperialistischen Rivalen der Europäischen Wi rtschaftsge­
meinschaft und mit Japan zu suchen, obwohl sich die Wider­
sprüche zwische n ihnen verschärfen. Das Ziel ist die Fo rmu­
lierung eine r gemeinsamen Politik in der UNO und anderen 
internationalen Foren, sowie in regiomllen und bilate ralen 
Gesprächen. um diese Tendenzen zu verzögern, zu verwäs­
sern und abzulenken, wenn möglich auch vollkommer. um­
zukehre n. Um d iese Ziele zu erreichen, benutzt der US- Impe­
rialismus d ie bewährten imperialistischen Taktiken des "Teile 
und He rrsche" und fügt den abgenutzten Propagandaappa­
rat des "sowjetischen Expansionismus" bzw. der "sowjeti­
schen G efahr" eine neue propagandistische Behauptung 
hinzu, die "Gefahr aus Hanoi". Man zeichnet so das Bild 
einer aggressiven SRV, die entsch lossen sei, die Regierungen 
de r ASEAN-Staate n zu unterwandern. wenn nicht gar offen 
anzugre ife n. 

De r US- Impcrial ism us konzentriert sich auf Indonesien und 
Thailand (siehe dazu den Südostasienbeitrag und Fords Pazi­
fik -Doktrin. in: AlB. Nr. 4/1977 , d. Red.). um die ernsthaf­
te n Versuche de r SRV zur Normalisierung ihrer Beziehungen 
mit den ASEAN-Staaten als einen Schritt zu friedlicher Ko­
ex i ~l enz und gegense itigem Nutzen zv,'ischen den ASEAN· 
Staaten und de n kürzlich siegreichen Nationen der indochi­
nesischen Halbinsel, zu ve rhinde rn . Er hat den Stu rz der 
bürge rlich-reformistischen Regierung Thailands, die für den 
Rückzug des US-Militärs aus Thailand verantwortlich war. 
zugunsten e ines US-freundlichen. vom Mili tär beherrschten 
und der SRV feindlich gesinnten Regimes begünstigt. Er steht 
hinter de n Provok ationen dieses Regimes an den Grenzen 
zu Laos und Kambodscha. die darauf abzielen. in diesem 
Gebiet Spannungen zu schüren und so die Rückkehr von US­
Militär, in welche r Form auch immer, nach Thailand zu recht­
fert igen. 

Auf den bevöl ke rungsre ichsten und stärksten aller ASEAN· 
Staaten. Indoncsien, unter dem reaktionären Regime Suhar­
tos, konzcntriert sich logischerweise die US- impcrialistische 
Aufmerksamkeit. um d ie politische. wirtschaft liche und mi­
litärische Vorherrschaft in Südostasien aufrechtzuerhalten. 
Es geht darum. den d rohenden Trend gegen diese Vor­
herrschaft abzuwenden. um die Po litik der Normalisierung 
der Bezie hungen zwischen der SRV und den ASEAN­
Staaten zu ve rhindern . die erklii rte Absicht der ASEAN. 
Südostasie n in eine ,.Zone des Friedens. der Freiheit und 
Neutrali tät .. zu machen, in bloße Rhetorik zu verwandeln 
und die Anstrengungen der SRV bei ihrem friedliche n 
sozialis tischen Wiederaufbau zu verzögern. Um diese Ziele 
durchzusetzen. versucht er, eine Wiederannäherung zwi­
schen Chilla und Indonesien. sowie zwischen Indonesien 
und Austral icn herbeizuführen. 

Gleichzei tig mit der Unt erstli tzung und Ermu tigung der reak· 
tionären Regimes in lndonesie n und anderen asiatischen 
Staaten unterstützt de r US-Impe ri:llismus sowohl die reaktio­
naren als auch die ultra linke n Kräfte in asiatischen St aaten, 
deren Regierungen ent ..... eder revolutionärdemokratisch wie 
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im Irak ode r antiimpe rialistisch wie (vormals. d. Red.) in 
Indien sind oder sich in verschiedenem G rade aus dem impe­
rial ist ischen Einfl ußk reis entfernen. wie Sri Lanka und die 
Philippinen. Diese Politik zielt auf ihre Dcstabilisierung. 
dient als Vorbereitung zu ihrem Sturz oder bezweckt zumin­
dcst die Umkehrung ihrer fo rtschrittl ichen, antiimperialisti­
schen Po lit ik und Trends. 

In Nordostasien ste ht der US- llIl perialis lIl us vor einem Di­
lemma. Nach der Erfahrung in Vietnam zögert er. sich noch 
einmal in ei nen Krieg auf dem asiatischen Festland, der den 
Ei nsatz von US-ßodent ruppcn bedeuten würde. verwickeln 
zu lassen. Dies hat Carter wiihre nd des Wahlb mpfes in den 
USA veran lal.lt. den Rückzug des US-Militärs aus Süd korea 
zu befürworten. Anderseits beruh t die Stabi lität der amerika ­
nisch-japanischen Mil itärallianz - Grundstein der US-impc­
rial ist ischen St rategie in der asiatisch-pazifischen Region -
zu e inem großen Tei l auf der Anwesenheit von US-Militär 
in diesem Gebiet, besonders in Südkorea, so daß CaTler ge­
zwungen wurde. seine Äußerung dadurch zurückzunehmen. 
indem e r S:lgte. cin solcher Rückzug werde erst nach aus­
iührlichen Konsultat ionen sowohl mit Japan. als auch mit 
Südkorea durchgeführt. Um Japan und Südkorea zu beru­
higen , hat Carter versprochen. daß trotz des allmählichen 
Rückzugs der US- ßodent ruppen aus Süd ko rea die USA ihre 
Basen in Japan beibehalten ..... erden. um von dort aus die Luft­
operationen gegen eine vermeint lich nordkoreanische .. Ag­
gression" durchzuführen (siehe AlB. NT. 21 1977). 

Adressenänderungen 
bitte rechtzeitig 

bekanntgeben ! 



Friedensbewegung 
Palul Maaskola 

des 
Eine kleine 35-Zcilcn Meldung unte r der irrcfü t, rcndcn 
überschrift " Israelische Komm un isten !reffen PLO -Vcrtrc­
ler in Warschau" war der einzige Beitrag der Fra nkfurter 
A llgemeinen Zeitung vom 7. 5. 1977 zu der WeItver­
sammlung der Erbaue r des Friedens, die vom 6. bis 11. Mai 
1977 in Warschau slaufand . Was die Massenmedien der west­
de utschen Öffentlichkeit weitgehend verschwiegen haben, 
und die FAZ als " Me inungsbildung im Sinne des sonialisti­
sehen Lagers" zu diffamieren ve rsuchte, war indessen eine 
der größten und bre itesten Versammlungen der Weltfrie­
densbewegung: Rund 1500 Delegierte aus 120 Ländern und 
50 Organisationen waren anwesend - darunter 98 Vert reter 
sozialistischer und sozialdemok ratischer Parteien, 59 Vertre­
te r von christlich-de mokratischen, liberalen, konservativen 
und Ze ntrumsparteien und -bewegungen, 109 Parlamenta­
rier sowie zahlreiche fü hrende Repräsentanten nationaler 
Befreiungsbewegungen, Friedens- und Solidariliitskomitees. 

Einberufen vom We hfriedensrat beriet die Versammlung 
angesichts der im Juni d. J. bevorstehenden Be lgrader Kon­
ferenz, des Naehfolgetreffens der Konferenz für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa (KSZE), die Haup taufga­
ben de r We ltfriedensbewegung in zahlreichen For,en, Ge­
sprächsrunden, K::lnt inentaltreffen sowie in zehn Ko mmis­
sio nen mit fo lgende n Themen: Beendigung des Wettrüstens 
und Abrüstung ; Entwicklung und neue inte rnationale Wirt­
schaftsordnung: Europäische Sicherheit und Zus.amm,~narbeit 
- die weltweite Wirkung der Schlußakte von Helsinld ; Frie­
den und Gerechtigkei t im Nahen Osten; Solidarität mit dem 
Kampf gegen Kolonialismus und Apartheid, für nat ionale 
Unabhängigkeit ; Blockfreihe it als Fakto r für Frieden und 
Unabhängigkeit - der Kampf gegen die imperialistische De­
stabi lisie rungspolitik ; Menschenrechte: Ka mpf gegen faschis­
mus und Neofaschismus; Rassismus und Diskrimi nierung; 
Umwel tsch utz. 

Die Weltversammlung verabschiedete neben zahlreichen 
Resolutione n zu den jewei ligen Themengebieten einen Appell 
an die Völker der Welt (siehe Wortlaut in diesem Hdt). der 
den gegenwärtigen gemeinsamen Nenner der politisch und 
weltanschaulich unterschiedlichen Kräfte zum Ausdruck 
bringt. die in der Weltfriedensbewegung aktiv sind. Dar­
über hinaus wurde in einer gesonderten Sitzung, in der auch 
die Wa hl der Wcltfriedensratsmi tglieder stattfand, der bis­
herige Generalsckre tär Romesh Chandra zum Priis.identen 
des We ltfriedensrates gewählt . 

Friedensbewegung und "Drille Welt" 

Da ß die Entwick lungsländer und die nat ionalen Befreiungs­
bewegungen nicht nur die volle Unterstützung der \Veltfrie­
densbewegung erhalte n, sondern auch zu einem aktiven und 
fes ten Bestandteil dieser Bewegung geworden sind, z.t:igt die 
We ltversammlung ei ndeutig. Seit seiner Gründung in War­
schau 1950 hat der We ltfriedellsrat gerade ,lUch in d,:r Drit­
ten Welt eine immer breitere Ane rkennung und Unte rstüt­
zung von Personen. Gruppen und Organ isationen gefunden . 
Dies liegt nicht zuletzt daran. daß der Kampf gegen lmpe-

rialismus, Neoko lonialismus, Ko lonialismus und Rassismus 
und für nationale Unabhängigkeit mit zu den Hauptprinzi­
pien des Weltfriedensrates zählt. In der Gründungsversamm­
lung 1950 erstmals verkündet, sind diese Prinzipien (siehe 
Kasten) seither wiederhol! bek räfti gt Wörde. Ihre Bedeutung 
re icht jedoch we it über die Friedensbewegung hinaus. So 
wurde n sie z. B. durch die Prinzipien bestätigt, die von den 
afro-asiatischen Ländern in Bandung 1955 angenommen 
wurden. und die bis heute zu den tragenden Grundsätzen 
der Nicht paktgebundenheit gehören (vgl. A lB, NT. 9/1976). 

Die Weltversammlung der Erbauer des Friedens war von 
großer Bedeutung fü r den poli tiSChen und ökonomischen 
Befreiungskampf der Dritten Welt. Sie zeigte, daß fü r die 
berecht igten Forderungen dieser Völker immer breitere 
Kreise in e iner weltweiten Massenbewegung eintreten und 
zwar mit Erfolg: die Gefahr eines neuen Weltkrieges ist ver­
mindert und der politische Entspannungsprozeß vertieft wor­
den. Nicht zuletzt begünstigte dies die Siege über den US­
Imperialism us in Indochina und den portugiesischen Kolo­
nia!ismus in Afrika . 

Legitimität des bewaffneten Befreiungskampfes 

übereinsti mmend wurde he rvorgehoben, daß es gegenwär­
tig darauf ankommt. eine Verringerung und sch ließliche 
E instellung des Wettrüstens zu erreichen, die bestehenden 
Spannungsherde im südlichen Afrika und im Nahen Osten 
zu beseitigen und den Faschismus in Lateinamerika, vor allem 
in Chile , zu Fall zu bringen. Dabei nahmen in de r Welt­
vers:\mmlung die Probleme des Befre iungskampfes auf dem 
afrikanischen Kontinent. insbesondere im südl ichen Afrika. 
e incn besonders bre itcn Raum ein. Eindringlich wurde zur 
verstärkten Solidarität mit den Völkern ven Zimbabwe, 
Namibia und Südafrika aufger ufen. um die illegalen Apart­
heid-Regimes zu beseitigen, die eine ernste Gefahr nicht 
nur für das südliche Afrika und den afrikanischen Kont inent, 
sondern auch für den Weltfrieden sind. Dafür wurde insbe­
sondere der Bundesrepublik mit die Hauptverantwortung 
zugesprochen. 
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.-----Appell der Erbauer des Friedens-
MI .. Völker dH Erde: 

In eingehenden ußd freimütigen Beratungen haben wir sechs Tage 
lang gemeinsam erörtert, was in der gegenwärtigen internationalen 
Situation notwendig ist, um Frieden, internationale Sicllerheil und 
sozialen Fortsehrit! zu fördern. 

Die internationalen und nationalen Bewegungen können auf eine 
langjährige und erfolgreiche Tradition im Fliedenskampf zurück­
blicken. Die Anstrengungen aller Menschen guten Willens und 
der Friedenskcäfte naben ZU! Entwicklung der Entspannung ge­
führt: Seil 30 Jahren hat es keinen Weltkrieg gegeben. Die poli­
tische Entspannung iSI jetzt zu einem Merkmal im internationalen 
Leben geworden und hat positive Auswirkungen in der ganzcn 
Weil und besonders in Europa. Es kommt jetzt darauf an. die Ent­
spannung weltweit und unumkehrbar zu machen . 
Oie Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
war von historischer Bedeutung. 
Oie feierliche Bekrähigung auf dem Belgrader Treffen der ~ehn 
Prinzipien für die gegenseitigen Beriehungen Vo\ischen den Teil­
nehmerslaaten und des Willens, die Schlußakte in ihrer Gesamt­
heit zu verwirklichen, wird die Durchführung von neuen konstruk­
tiven Maßnahmen mr Vertiefung der Entspannung ermöglichen. 
Wir müssen wachsam sein angesichts der Aktivitäten und der fal­
schen Behauptungen der Entspannungsgegner. Sie stellen die Be­
deutung der Entspannung falsch dar. Sie reden von der Unver­
meidlichkeit und der Schicksalhahigkeit des Krieges. Sie verfech­
ten menschenfeindliche The5en von einer angeblich kriegerischen 
Natur des Menschen und erfinden eine neue Version des Prinzips 
"Frieden durch Stärke". 

Wir rufen die Völker der Welt auf, alle politischen und gese ll ­
schaftlichen Kräfte, all jene, die für Frieden und freundschah­
Iiche Zusammenarbeit unter den Völkern eintreten, all jene, die 
die internationale Situation objektiv einschätzen: 
Treten wir noch geschlossener und noch entschiedener dafür ein, 
den Entspannungsprozeß ~u vertiefen und ihn unumkchrbar zu 
machen. 

Das Wettrüsten ist eine unerträgli,he Last für die Menschheit und 
das größte Hindern,is für die wirtschahliche und gesell5l.:haftliche 
Entwicklung der Völker. Das dringendste Ziel der gegenWärtigen 
Generation ist die Beendigung des unsere Existen~ bedrohenden 
We ttrüstens und die Durchführtmg effektiver AbrüstungsmaB­
nahmen. 
Wir müssen alles in unsrer Kraft Stehende tun, um den breitesten 
Massen in der Welt die Gefahr des Wettrüstens bewußt zu machen, 
damit die5e alle Manöver militaristischer und imperialistischer 

In der verabschiedeten Resolu tion zu Südafrika ruft d ie Welt­
versammlung der Erbauer des Friedens "die internationale 
Geme inschaft auf, der Verurtei lung de r Apartheid als ein 
,Verbrechen gegen die Me nschheit' einen praktischen Aus­
druck zu verleihen, durch ... die uneingeschränkte Unter­
stützung fü r den Befreiungskampf, einschließlich des bewaff­
neten Kampfes des s üdafrika nischen Volkes, an deren Spitzt 
der Afrikanische Nationalkongreß ANC ste ht ." 
Würde es nicht dem Charakter e iner Friedensbewegung eher 
e ntsprechen, für eine " humanitäre und gewaltlose Lösung'· 
einzutreten, wofür sich beispielsweise auch der bundesdeut­
sehe Außenminister Genscher wiederhol t ausgesprochen 
ha t? 
In der Eröffnungsansprache-der Wellversammlung erk lärte 
Ed ward Gierek, der Erste Sekretär der Polnischen Vereinig­
ten Arbeiterpartei , für d ie Haltung des Gastgeberlandes da­
zu : " Inde m wir die Unteilbarkeit des Friedens anerkennen, 
sind wi r auch .. fü r die Unteil barkeit und Allgemeinheit 
der E ntspa nnung, dafür, daß sie a lle Kontinente und Regio­
nen umfaßt. Die wichtigste Bedingung dafür sehe n wir in 
der Freiheit der Völker, in der Beseit igung de r Aggressions­
folgen überall dort, wo die Völker ihr Opfcr geworden sind , 
in der Anerkennung der Rec hte der Völke r für Unabhängig­
keit und Souveränität, in der Beseit igung der Reste des Kolo-
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Kreise durchkreuzen, die für diese gefahrliche Tendenz in RiChtung 
auf eine nukleare Katastrophe hin veranlWortlich sind. 
Hunderte Mill ionen von Unterschriften unter dem neuen Stock­
holmer Appell und weitere Aktionen für die Beendigung des 
We ttrüstens zeugen eindeutig davon, daß die Völker gewillt sind, 
dies Z1l tun . Es handelt sich hierbei um bedeutende internationale 
Maßnahmen der gese llschaftlichen Kräfte und nichtstaatlkhcr 
Organisationen. Wir unterstützen die Initiat iven und Entschei­
dungen bestimmter Regierungen, die dem gleichen Ziel dienen. 
Wir un terstützen voll und ganz den Beschluß der UNO, eine Son­
dertagung der Vollversammlung über Fragen der Abrüstung als 
wichtigen Schriu in Richtung auf die Weitabrüstungskonferenz 
einzuberufen. 

Wir rufen alle Nationen und Völker auf: 
Die Anstrengungen fü r die Ergänzung der politischen Entspannung 
auf militärischem Gebiet zu verstärken, dem Wettrüsten Einhalt 
zu gebieten. für wirksame Abrüst ungsmaßnahmen im regionalen 
und weltweiten Maßstab einzutreten, die Anstrengungen ~ur Be­
grenzung der st rategischen Waffensysteme und Kernwaffen und 
anderen Massenvemichtungsmiuel. fü r die Be5eitigung der Militär­
stützpunkte, für die Reduzierung der konventionellen Waffen und 
der Militärhaushalte zu verstärken. Wir tre ten für die gleichzei­
tige Auflösung der Militärpakte ein! Unser Ziel ist die allgemeine 
und vollständige Abrüstung und der Verzicht auf Gewahanwendung 
in den interna tionalen Be~iehungen . 

Die Siege der heldenhaften Völker Vietnams, Kampucheas und 
Laos über die Kräfte der Aggression stellen einen positiven Bei­
trag zum Weltfrieden dar. 
In glekher Weise begrüßen wir die Siege der Völker von Angola, 

nialismus und der neokolo nialen Ausbeutung, in der Besei­
tigung von Rassismus und Apartheid. Unrecht und Gewalt 
führen unvenneidlich zu Spannu ngen und Konflikten. Des­
wegen ist der Kampf gegen a lle Fonnen des Kolonialismus 
und der Unterdrückung, eigentlich ein Kampf um den Welt­
fr ieden, um mehr Gerechtigkeit und Humanität in den inter­
nationalen Bezie hungen." 
Auch für d ie Länder Lateinamerikas ist unter diesem Ge­
sichtspunkt "der Kampf gegen Imperialism us. Faschismus 
sowie gegen die Herrsch;lft de r ausländischen Großkonzer­
ne" gleichbedeute nd mit dem " Kampf um Frieden und Ge­
rechtigkei t ·' , betonte n die late inameri kanische n De legie rten 
auf der Konferenz. D iese Eins icht manifestierte sich in der 
uneingesch rä nkte n Solidaritätsbekundung der Weltfriede ns­
bewegung mit dem antifaschist ischen Kampf des Volkes 
von C hile, die in der Verleihung der höchsten Auszeichnung 
des We ltfriedensrates, der Joliot-Curie-Medai1Je, an Luis 
Corvalan ihren Ausdruck fand . Auch PLO-Vorsitzender 
Yasscr A rafat unterstrich auf der Weltversammlung d ie enge 
Verbundenheit der Friede nsbewegung mit dem nationalen 
Befre iungskampf: "Wi r stehen im Kampf gegen alle alten 
und neuen Praktiken des Imperialismus gemeinsam an der­
selben F ront ... Wir müssen gemeinsam handeln und unsere 
Solidarität fest igen. " 



M~bique, Guinea·Bissau und anderer Nationen, die ihr Recht 
auf Selbstbestimmung und Unabhängigkeit bekräftigt haben. Wir 
unterstützen uneingtSi;hränkt den heldenhaften Kampf der Völker 
Südafrikas, Namibias. Zimbabwes und Palästinas. Wir bekunden 
unsere Solidarität mit dem Volk Chiles und anderer Länder Latein· 
amerikas, die gegen faschistische und reaktiooäre Kräfte kämpfen. 
Wir unterstützen eine gerechte Lösung des Nahostkonflikts auf der 
Grundlage der UNO·Resolutiooen. Die Beseitigung der Konflikt· 
ursachen in anderen Teilen der Welt wie in Zypern und in Korea 
würde einen bedeutenden Beitrag für die Verwirklichung (\(0$ Welt· 
friedens darstellen. 

Kämpfen wir fü r eine friedliche und gerechte Lösung von Streit­
fragen und Konflikten zwischen den Staaten. Kämpfen wir für die 
Verwirklichung der legitimen Bestrebungen der Völker nach Un­
abhängigkeit und nach freier Entwicklung ohne Druck und Zwang 
von sei ten des Imperialismus. 

Wir treten ein für die Entwicklung einer neuen gerechteren Welt· 
wirtschaftsordnung auf der Basis gleichberechtigter und gegenseitig 
voneilhafter Zusammenarbeit zwischen den Staaten. Wir schätzen 
die Ro lle der nichtpaktgebundenen Staaten im Kampf für inter­
nationale Sicherheit und Abrüstung, fü r die Schaffung eine r neuen 
gerechteren in ternationalen Winschaftsordnung, für FOlftschriu 
und dauerhaften Frieden h<x:h ein. 
Eine notwendige Voraussetzung für die wirtschaftliche Entkolo­
nialisierung besteht darin, daß die in der Welt bestehenden krassen 
Disproponionen in der winschaftliehen Entwicklung beseitigt wer­
den. Wir unterstützen voll und ganz die legi timen Bestrebungen 
der Entwicklungsländer, volle Unabhängigkeit auf politischem und 
wirtschaftlichem Gebiet zu erreichen, die volle Verfiigungsgewalt 
über ihre na tionalen Reichtümer und natürlichen RcssoUJ"Cen zu 
erlangen und ohne Diskriminierung an der in ternationakn Arbeits­
teilung teilzunehmen. 
Kämpfen wir noch entschlossener für die Beseitigung von Kolonia­
lismus und Neokolonialismus. Setzen wir uns noch stärker für die 
Schaffung einer gerechten Weltwinschaftsordnung ein. 
Treten wir mit noch mehr Nachdruck für gleiche Entwicklungs- ' 
möglichkeiten für alle Völker ein. 

Der Kampf fü r sozialen Fonschritt ist un trennbar mi t der Stärkung 
des Friedens verbunden. Die Entspannung erleichtert die Lösung 
der Hauptprobleme, denen sich die Menschheit gegenübers ieht. 
Die Entspannung, zu de r die Völker mit ihrem Kampf wesentlich 
beigetragen haben, schafft günstige Bedingungen für die Iso lierung 
der militärischen und reaktionären Kräfte, fü r das Voranschreiten 
der nat ionalen und soz.ialen Befreiung, für die Bescitigung von 

Rassismus. Apanheid und Neofaschismus, ror die Beseitigung von 
Analphabetentum, Hunger und Epidemien. Frieden, internationale 
Sicherheit, Abrüstung und Zusammenarbeit zwischen den Völkern 
schaffen ebenfalls günstige Bedingungen für die volle Durchsetzung 
der winschaftliehen, sozialen und politischen Rechte sowie der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten . 

Wir treten ein für die Verstärkung der Anstrengungen, um überaß 
in der Welt die Demokratie auswbauen und alle Menschenrechte 
durchzusetzen. Wir rufe n aUe Staaten auf, soweit sie dies noch 
nicht getan haben. die beiden Konventionen zu den MensChen­
rechten zu ra tifizieren und anzuwenden. 
Wir veruneilen die Versuche der Militaristen, der Verfechter des 
kalten Krieges und ihrer imperialistischen Propagandazentralen, 
die hohen Ideale der Menschenrechte für polit ische Manipulatio­
nen. die die Atmosphäre der Entspannung vergiften, zu mißDrau­
ehen. 
Wir rufen auf zu einem noch energischeren Kampf gegen Faschis­
mus und Rassismus, für Demokratie und volle Verwirklk hung 
der bürgerlichen Freihei ten und der Menschenrechte. 

Heute hat die Friedensbewegung, die sich aus zahlreichen Orga­
nisationen zusammensetzt, zwischen denen ideologische und kul­
turelle Unterschiede bestehen, eine wesentl iche Aufgabe: der 
Öffentlichkeit die Gefahren bewußt zu machen, die den Frieden 
und die internationale Sicherhei t bedrohen. Die öffentliche Mei­
nung kann und muß über die nichtstaatliehen Organisationen und 
die Massenmedien ihre Stimme erheben und Einfluß auf die Re­
gierungen nehmen. Auf diese Weise kann die öffentliche Meinung 
konkrete Maßnahmen, die zur allgemeinen und volhtiindigen Ab­
rüstung führen, durchsetzen. 
Heute stehen vor der Friedensbewegung neue und kompliziene 
Aufgaben zur Förderung der internationalen Sicherheit und Zu­
sammenarbeit zwischen den Völkern auf wirtschaftlichem, wissen· 
schaftlichem. kulturellem und humanitärem Gebiet sowie beim 
Schutz und der Verbesserung der Umwelt. Auf all diesen Gebieten 
hängen die Möglichkeiten der Friedenskrifte in starkem Maße 
von ihrer Geschklssenheil, von der Verstärkung der Anstrengun­
gen der verschiedenen Strömungen und ihrer aktiven Solidari tät 
.b. 
Frieden, Freiheit, sozialer Fonsehrin und Gerechtigkei t für alle 
Völker, für alle gegenwänigen und zuküohigen Generationen. 

Wan;chau, am 11 . Mai 1977 

Die Teilnehmer 
der Weltversammlung 

der Erbauer des Friedens 

Rainer Falk 

Der des "Nord 
Mit c ine m prinzipiellen Durchbruch in der Frage der Schaf­
fun g e ines Gemeinsamen Fo nds zur Stabilisierung der 
schwankenden Rohstoffpreisc und einer Niederlage der im­
perialistischen Staaten ist am 2. Juni d. J . der Pariser "Nord· 
Süd-Dia log" zu Ende gegangen. Se it dem 16. Dezember 1975 
vcrh:mdelten auf der (offiziell so genannten) Konferenz 
über internatio nale wirtschaft liche Zusammenarbeit ( KIWZ) 
aeht Vertre ter der entwicke lten kapita listischen Staaten und 
a ls Vert re ter der EntwiCklungsländer die sogcmmme "Grup. 
pe de r 19"1 über Grundfragen de r Neugestaltung de r inter· 
nat ionalen Wirtschaft sbeziehungen. 
Daß auf der Pariser Konfe renz die Schaffung einer Neuen 
Inte rnationalen Wirtschaft sordn ung (NIWO)2 den Vcrhand-
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lungsgegenstand abgab. war zu Beginn der Konfercm: kei­
neswegs selbstverständlich. In ei nem auf einen kleinen Teil­
nehmerkreis und auf Energiefragen beschränkten ,.Nord­
Süd-Dialog" sahen die Westmächte eine reale Chance. die 
einheitl iche Kampffront der Entwicklungsländer auf.lUspalten 
und die Frage der internatio nale n Energieordnung aus dem 
Gesamtkomplex der NIWQ herauszulösen. Diesc::r Versuch 
scheiterte an der Solidarität der O PEC· Staaten mit der ge­
samten Dritten Wel t, die eine Reduzierung des Konferenz­
gegenstands auf Probleme der Erdölpreisc und -vcrsorgung 
rigoros ablehnte, auf der Bchandlung aller Rohstoffe be­
harne und darüber hinaus Probleme de r Entwicklung und 
der Wirtschaftsbeziehungen zwischen den kapit.alistischen 
Industrieländern und den Entwicklungsländern generell zum 
Verhandl ungsgegenstand macht en 3. 

Vergebliche Diversionsversuche 

So begann die KIWZ in der Frage des Konferenzgegenstands 
mit einem deutlichen Erfolg der Ent ... :icklungsländer. Auch 
das andere Ziel des Imperialismus, einige Entwicklungslän­
der von der Dritten Welt zu isolieren, wurde durchkreuzt: 
Die "Gruppe der 19" verhandelte während des. gesamten 
Verlaufs der KIWZ im ausdrück lichen Auftrag der .. Gruppe 
der 77" und auf de r Grundlage des dort erzielten Mi nimal­
konsenses. Insbesondere die De klaration und das Aktions­
programm der Konferenz von Manila vom Herbst 1975, die 
auf de r Gru.ndlage der ökonomischen Charta der UNO und 
dem UN-Aktionsprogramm für die Schaffung einer NIWQ 
basierte, hatte den Kurs der Entwicklungsländer für den 
" Nord-Süd-Dialog" und die IV. Konferenz der Vereinten 
Nationen für Handel und Entwicklung (UNCfAD) im Mai 
1976 präzisien 4 • 

Wenngle ich in diesen eher prozedura1cn Frilgen die Pläne 
der imperialistische n Staaten zunächst durchkreu:zt wurden, 
SO blieb doch ihr generel1es Ziel der Aufweichung )Jnd Diver­
sion der einheitlichen Front der Emwicklungsländer und der 
die gegenwärtigen We ltwinschaftsbeziehungen bedrohenden 
NIWO oberste Maßgabe der westlichen Strategie und Taktik 
auf der Pariser Nord-Siid-Konferenz. Eine solche Strategie 
hat d urchaus reale Ansatzpunkte. Diese bestehen ei nmal in 
der sozialen Heterogenität der unterschiedlich~: n St aaten 
der Dritten Welt, die mit der wachsenden Differenzierung 
de r Enlwickl ungsländer in unterschiedliche Systeme und Ent­
wicklungs wege sogar noch zuni mmt. Zum andercn sicht diese 
Strategie ihre Anknüpfungspunkte in ei nigen inkonsequent 
fannulierten Forderungen der NIWO, die - aus dem Gesamt­
konzept der NIWO herausgelöst - im Sinne ir.nperialisti­
scher Anpassungsbestrebungen genutzt werden. Insofern 
gewann der "Nord-Süd-Dialog" eine besondere Bedeutung 
für die Ausarbeitung der imperialistischen Geg'~nstrategie 
gegenüber der NIWQ. 

Von den aufmerksamen Protagonisten des weltwirtschaft­
lichen status quo wurde sehr bald erkannt, daß die NIWQ 
in der Lage ist, in der Tendenz die Herrschaft d,!s interna­
tio nalen Monopolkapitals über das Weltwirtschaftssystem zu 
untergraben. Insbesondere die Kemforderungen der NIWQ 
nach der uneingeschränkten Souveränität der Entwicklungs­
länder über ihre wirtschaftlichen Rcssourcen einschließlich 
des Rechts auf Verstaat lichung der Niederlassungen der mul­
tinationalen Konzerne bzw. der effektiven Kontro l1e der 
Tätigkeiten der Multis in der Dritten Welt stidk n deshalb 
von Anbeginn auf d ie erbitterte Feindschaft der imperia­
listischen Hauptmächle. Unter fü hrender Beteiligu ng der 
BRD entwickelten diese ein Gegenkonzept. das begrenzte 
Zugeständnisse mit einer harten Position in den genanmen 
Kernfragen zu verbinden trachtete. Prototypisch dafür ist 
ein Aufsatz des Politik beraters aus dem Auswärtigen Amt 
Konrad Seitz aus dem Jahre 1975. Don hieß es: "Als Preis 
für Mäßigung und Rationalität der Dritten Welt wird der 
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Westen seine Bereitschaft zu wesentlichen Konzessionen 
anbieten müssen. ( ... ) Kooperat ions- und Konzcssionsbc­
reitschaft allein werden nicht genügen, um eine Einigung 
zu erreichen. Sie müssen vielmehr begleitet und unte rstützt 
sein von der glaubhaften Bereitschaft auch zu r Konfrontation, 
das he ißt dem festen Willen. übertriebenen Forderungen 
e ntschlossen entgegenzutreten. Es trifft nicht zu - wie oft be­
hauptet wird - . daß Industrie- und Entwicklungsländer nur 
zwischen Kooperdtion und Konfrontation zu wählen hätten. 
Wie für die meisten zwischenst aatl ichen Beziehungen gi lt 
vielmehr auch hier, daß die Pol itik in de r Praxis e ine Mi­
schung von beiden sei n wird: ' s 

Beispie le für ihre ., Konfrontationsbereitschaft" hatten die 
imperialistiSChen Staaten schon vorher gegeben. Im Zuge 
der sogenannten .,Ölkrise" drohte der damalige US- Präsi­
dent Ford damit , im Falle einer .. wirtschaftlichen Strangu­
lierung" durch die OHänder zum traditionellen militärischen 
Intervcntionismus zu greifen. um die OlqueHen fü r die inter­
nationalen Monopole sicherw stellen. Von der Bereitschaft 
zur KonfrOlltatiion 7.eugte auch das Verhalten der imperiali­
st ischen Hauptmächte, voran de r BRD. auf der IV. UNC­
TAD. Erst als die Konferenz zu scheitern drohte und damit 
auch der Fortgang der KIWZ in Frage gesteHt war, fanden 
sich die westlichen Großmächte zu minimalen Konzessionen 
bereit, d ie aus ihrer Sicht jedoch nicht die Zustimm ung zu 
essentie lle n Grundforderungen der NIWO bcinh<lltetc . Folg­
lich ließen die West mächte auch die in Nairobi besch lossc­
nen Fo lgeve rhandlungen über die Verwirklichung des Inte­
grierten Rohstoffprogramms. die bis April d. J . abgeschlos­
sen sein sollten , zunächst platzen. 

Minimale Zugeständnisse ... 

Inzwischen hat man sich zumindest auf einige grundlegende 
Kernpunkte geeinigt, die sich auch im Ergebnis des Groß-­
mächlCgipfels vom 7./8. Mai 1977 widerfinden. wo sich im 
wesentlichen die Positionen de r BRD und der USA du rch­
gesetzt haben . 
Die Grundhaltung der imperialistischen Staaten gegenüber 
der NIWO ist jetzt dadurch bestimmt. daß alles, was die von 
den internationalen Konzernen beherrschten Marktbeziehun­
gen .,dirigistisch '" beschneiden würde. abgelehnt wird und 
gleichzeit ig Zugeständn isse dort gemacht we rden sollen. wo 
die GrundstruktUf des Weltwirtschaftssyste ms und die Posi­
tionen der internationalen Konzerne nich t angetastet wer· 
den. 

I. Am ehesten ist dies möglich in der Frage der Handels­
beziehungcn zwischen den kapitalistischen Industrieliindern 
und der Dritten We lt . Schon Anfa ng der 70er Jahre wiesen 
führende Vertreter der Wirtschaftswissenschaften darauf 
hin , daß die traditionelle Arbei tsteilung zwischen Rohstoff­
ländern und Industrieländern, die auf der Grundlage der 
offen kolon ialistische n Beherrschung der Dritten Welt ent­
standen war. den Wachstulllsprozcß in den entwicke lten 
kapitalistischen Staaten in der Tendenz behindere. Es gehe 
darum , den Entwicklungsländern eine Industrialisierung 
begrenzten Ausmaßes zuzugestehen und "arbeitsintensive 
Produktionen (in die Drille Welt. d. Verf.) zu verlagern. 
die in de n Industrieiändern mehr und meh r unter Weil be­
werbsd ruck geraten."6 Dieses Konzept der Auslage rung 
arbeitsint esiver Branchen. die in Entwicklungsländcrn vor 
a llem wegen der niedrigeren "Lohnkosten" neue Möglich­
keiten der Profitprod uktion erschließen sollen , macht jedoch 
an e inem bestimmten Punkt den Abbau von Handelshemm­
nissen in den Industrieländern notw~ndig. Es ändert hingegen 
nichts an der Abhängigkeit der Entwicklungsländer. Ins­
gesamt läuft dies auf eine neokoloniale Indust rialisierung 
der Dritten Welt hinaus, in de ren Gefolge sich die Ausbeu­
tungssphäre der multinationalen Konzerne noch erweitert. 
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indem die Entwicklungsländer noch stärker in die globale 
Produktions- und Absatzstratcgie der Multis einbezogen 
werden '. 

2. In der Frage der Rohstoffe sind die imperialistischen 
Staaten zu fo lgenden "Zugeständnissen" bereit: Eine Preis­
stabilisierung soll über cin System der Ausgleichfinanzie­
rung erreicht werden, wie sie im Grundmodell im Abkommen 
der EG mit den AKP-(Afrika- Karibik-Pazifik)Staalcn CnI­
hallen iSI8, Für einzelne Rohstoffe werden Abkommen an­
gestrebt , d. h. eine kollektive Regelung für alle wichtigen 
Rohstoffe der Entwicklungsländer, wie sie im Integrienen 
Rohsloffprogramm der UNCf AD vorgesehen ist, soll ent­
fallen . Ebenso soll die Bildung von Ausgleichslagern (buffer 
stocks) nur in Einzelfällen e rfolgen. Eine irreführend "Ge­
meinsamer Fonds" genannte Clearing~Ste lle sol~ - auf reine 
Koordinationsaufgabe beschränkt - eine lose Verbindung 
zwischen den einzelnen buffer stocks herstellen . Eine effek­
tive Kontrolle der internationalen Rohstoffkonzerne - wie 
sie das UNCfAD-programm zur Zuriickdrängung der Roh­
stoffspckulat ion intendiert - soll unterbleiben. Vor allem 
aber sollen Rohstoffabkommen " nur die Preisschwankungen 
reduzieren, nicht aber den Preis trend beeinflussen:" 

... als Preis für die Mii8ipng 

3. Begrenzte Z ugeständnisse war~n in der Frage der staat­
lichen " Entwicklungshilfe" zu erwarten, d ie sich in der Zu­
kunft hauptsächlich auf die " am wenigsten entwickelten 
Entwicklungsländer" konzentrieren soll , um vor allem lnfra~ 
strukturmaßnahmen mit nur wenig Profitaussichten für das 
Privatkapital vor.wnehmen, um, so Egon Bahr, "einen Markt 
überhaupt erst entstehen zu lassen. Öffentliche Entwick­
lungshilfe spielt hier auch d ie Rolle eines Vorläufers für pri­
vate Investitionen."lo 

4 . Als Gegenleislung für diese " Zugeständnisse" streben die 
entwickelten kapitalistischen Staaten die absolute Sicherheit 
der Direktinvestitionen- oer multinationalen Konzerne in 
den Entwicklungslände rn. den ungehinderten Zugriff der 
Mullis auf die Rohslortquellen der Drillen Weil an und for­
de rn die Aufgabe des in der ökonomischen Cbarta formu­
lierten Souveränitätsanspruchs der Entwicklungsländer. In 
diesem Sinne fordert das Gutachten des wissenschaftlichen 
Beirats des Bundesministeriums für Wirtschaft (BMWI) den 
Abschluß von Investitionsschutzabkommen auf multilateraler 
Ebene, die den imperialistischen Mächten erhebliche Inter­
ventionsrechte im Sinne der Multi-Interessen garanlieren 
sollen: " Für den Fall, daß ein Mitgliedsland das Eigentum 
von Investoren anderer Mitgliedsländer vertragswidrig ent­
e ignet oder die Nutzung des Eigentums vertragswidrig be­
schränkt, müßten Sanklionen vorgesehen werden." 11 

Griff nach den Rohstoffen vereitelt 

Angesichts dieser St rategie der imperialistischen Staaten be­
deulet der Ausgang der KTWZ eine Niederlage für die West­
mächte. Sie haben Garantien und Sicherheiten für die fort­
gesetzte Ausbeulung der länder der Dritten Welt nicht 
durchsetzen kö nnen. Sie haben aber in Bezug auf das lnte­
griene Rohstoffprogramm ein wesentliches Zugeständnis 
machen miissen. Laut dem Konferenzbeschluß von Paris 
können die entwickelten kapitalistischen Staaten die Ver­
handlunge n über die Schaffung eines Gemeinsamen Fonds, 
der \'On den Entwick lungsländern als Schlüsselelement des 
Integrierten Ro hstoffprogramms angesehen wird und der 
Finanzierung zu schaffender Ausgleichslager zur Stabi lisie­
rung der Rohsto ffpreise dienen soll, nicht weiter blockieren. 
Wenngleich die kapitalistischen Industrieländer auch in Paris 
eine kollektive Umschuldung der Entwicklungsländer wieder 
verhindert haben, so hat sich doch eines gezeigt: Wenn es 
den Entwick lungsländern gelingt, ihre gemeinsame Kampf~ 

front aufrechtzuerhalten und e in Ausscheren einzelner Staa­
ten zu verhindern, dann ist es möglich, in zähen und lang­
wierigen Verhandlungen Zugeständnisse zu erkämpfen , ohne 
eine westlicherseits beabsichtigte Aushöhlung der NIWQ in 
ihren Kernfragen hinnelunen zu müssen. 

Anmcnungen: 

I) Für die kapitalistischen lndustrieLänder verhandeltcn AusITa­
lien, Kanada, Spanien, die USA, Japan, Schweden, die Scltweix 
und die L...änder der Europäischcn Gcmeill$l;:haft (EG), die sidJ 
darum bemühten, mit einer Stimme zu sprcchen .. Für die Ent­
wicklunJtSländer, die "Gruppe dcr n"', vcrhandelten Algerien, 
Saudi Arabien, Indonesien, Irak, Iran, Nigeria, Venc:wela, 
Argcntinien, Brasilien, Kamerun, Ägyptcn, Indien, Jamaika, 
MClliko, Pakistan, Peru, Jugoslawien, Zaire und Sambia. 

2) Wortlaut in: Koopen.tion oder KonfnxlIation? Materialien :wr 
Rohstoffpolitik, Bonn 1975, S. 213 ff 

3) Oie KlWZ behandeltc in vier Kommissionen Energie-, Roh­
stoff-, Entwieklungshilfe- und Finanzfragen, also den Gesamt­
komplell der Errichtung einer NIWO. 

4) Vgl. dazu AlB, NT. 6/ 1976 
5) K_ Seitz, Die Dritte Wclt als llCucr Machtfaktor der Weltpoli­

tik, in: R. Jooas/M. tletzel (Hng.), Die Ncuordnung der Welt­
wirtschaft. Bad Godesberg 1976. S. 35 r 

6) So das Mitglied des "SadtvcfStändigenrats" G. Fels, Intcrnatio­
nale Umvcneilung der Einkommen. Ansätze :w einer neuen 
weltwirtschaftlKhen Arbeitsteilung, in: R. Jonas/M. lictzel, 
a. a. 0 ., S. 63. Vgl. auch: Probleme der Arbeitsteilung zwischen 
Industrie- und Entwicklungsländern (Entwicklungspolitik. Mate­
rialien, Nr. 19), Bonn, September 1971 'I Vgl. dazu : IPW-Bcrichtc, Nr. 1211976, S. 12-21 

8 Vgl. Bläuer für deutsche und internationale Politik, Ne. 3/ 1977, 
S. 301-3 17 

9) So das Gutachten des Wissell$l;:haftlichen Beirats beim Bundes­
ministcrium für Wirtschaft, Fragen einer neuen WeltwinschafLs­
ordnung (BMWI, Studicnreihc 15), o. o . o. J .• S. 52 

10) E. Bahr, Wirtschaftliche Entspannung. in : Europa-Archiv, Folge 
9/ 1976, S. 286 

11) Gutachtcn," a. 0 ., S. 50 
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Rezensionen I Filme 
Die etablierten Wirtschaftswissenschaften weisen eine grundlegende 
UmstnLltturierung der intemationalen Wirtschaftsbeziehungen im 
Sinne der von der UNO und den Entwicklungsländern gleichermaßen 
geforderten Neuen Intemalion;Ucn WiJUchaftsordnung (NIWO) mit 
dem Argument zurück, e! gehe hier um das Ziel einerwehweiten "diri ­
gi5lisch.en Planwirtschaft", Unter linken Autoren isl hingegen ein 
Interpretalionsslreit darüber entbrannt, wie groB die systemspren­
genden Potenzen und die mit der Verwirklichung einer NIWQ be­
wirkten EnlwicklungsmögJichkeiien für die ,,Drille Weil" eigentlich 
sind. Zwei der in diesem Zusammenhans l11ikulienen Kontrapo­
sitionen finden sich in 

ftiWoyer fiir Dill ui.liD.. F.ditioII s.Itrb.p 856. rr-khlltlM. 
19'77. 1,0,- D~ 
und in dem vom Berliner ExtradienSI hel'1lusgebradlten Sonderhef, 
mit dem Titel 
Petn &o.e/F'" Ki~. KoatfDeatc im Kh,\u"hmpf. Um 
.-e MH W~ BertiDer Extn Dieast. EXTRA S, 
WeICbm!a 1976., 3,60 DM. 

Der Frankfurter Fricdensforschcr Se.p.. hat in seinem Buch eine 
Reihe von Einzelunlcrsuchungen zusammengestellt, die seine zentrale 
1besc, die EntwickJungschance der "Dritten Welt" Iiegc im Modell 
einer ,,autozentnerten", auf &e EnrwicklUIlg des Binnenmarkle!l 
und die Grundbcdiitfnissc der Massen in den EntwictJungsländem 
zugeschnittenen Entwicklung, emärten solJcn. Dies mache die I>$o­
ziatm (AbkoppcIUIlg) der Entwicklungswclt aus dem imperialistisch 
bchcrnchten Weltmarkt notwendig. In d~m Zusammenhang leistet 
Senghaas einen wichtigen Beitrag ;tur Kritik der überkommenen 
Dogmen ;tur Erklärung der internationalen Handelsbeziehungen 
und Arbeitsteilung, die im Rückgriff auf Klassiker der National· 
ökonomie wie David Ricardo die These vertreten, jedes Land 511111.1 

sich im internationalen Handel auf die Produktion jener Güter !!pC-" 

zialisieren, bei denen es den vergleichsweise billigeren und reich· 
l)eher vorhandenen Produktionsfaktor (Arbeit oder Kapital) am ehe­
sten eimetun könne. 1m Klanext sagt diese in unterschiedlichen 
Varianten verfochtene Theorie, die Entwicklungsländer sollten sich 
auf die Herstellung arbeiuintensiver Produkte (weil dort der Pro­
duktionsf.klOr Arbeit reichlich vorhanden sei), die kapitalistischen 
Industrie länder auf die Herstellung kapitalintensiver Produkte (weil 
dort der Produklionsfaktor Kapital reichlich vorhanden sei) spezia· 
lisieren. 

Wer fürc:httl sich vorm sdtwanen Mann? 
Dokumentarfatbfilm über Namibia - Magnetton - 62 Minulen 

Filme über die Realität des Lebens im von Südafrika nach wie vor 
völkerTCchtswidrig okkupierten Namibia sind eine Seltenheit. Die 
Mehrheit der etwa im BRD-Fernscben vorgeffihrten Reportagen 
'ZCichnet unverhüllte Parteinahme für die Position des Apartheid­
Regimes und seine Manöver aus, die Kontrolle über Namibia lang­
fristig %u sichern, allenfalls bereichert um Mahnungen, die fiilligen 
Anpassungsbcwegungen rascher ;tU vol!T.iehen. Ober die wirkliche 
lagt! der afrikanischen Bevölkerung insbesondere erfahrt man seiten 
e twas. 

Oer von einem DDR-Kamenlleam unter Leitung von Frau Sabine 
Kalim 1975 und in Zu~natbeit mit der Südwestafrikanischen 
Volborganisation von Namibia (SWAPO) heimlich gedrehte Film, 
den der U~f'iIaoverlrill unter dem obigen Titel in der BRD ~r­
lIeibl. bezieht demgegenüber eindeutige Positioncn. In seiner " Kon­
rrontationsmethodc:" mit Hilfe VOll Schnitten und Gegenüberstellun­
gen mitunter an die Filme von Heynowski &. Scheumann über OIile 
erinnernd, stellt er in eindrucltsvollen Aufnahmen und interviews das 
"Oben" und .,Unten" in Namibia dar. 
Du " Obcn" : Vor allem die etwa ein Drittel der weißen Minder­
hei t wnfassende deutschstämmige Bevölkerung _ Fanner, kleine 
Händler und Gesdläftsleute -, von der ein erheblicher Teil nach wie 
vor BRO· Piisse besil%l. Ihr relativer Wohlstand ist das Ergebnis der 
AWibeutung der afrikanischen Bevölkerung. die man in ein Heer 
von Arbeiwkla'i'tn verwandelte, indem man ihr die Existero:grund­
lage raubte. Ungt~ gehen den weißen ,.Herren" Sätu: von den 
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Scnghaas widerlegt diese in der Praxis :zur Auslagerung arbeitsin­
tensiver Branchen in die Dritte Wel t führende 1beorie und weist 
ihren neokoloniatistischen Char-akter nadI. Er uigt auf, daß eine 
so verstandene neue internationale Arbeitsteilung, die den entwick­
lungsländern eine begren;tte Industrialisierung ;tugcsteht, die struk­
turelle Abhängigkeit der Entwicklungsländer von der " Reproduk· 
tiOR5dynamik des mttropolitanen Kapitalismus" zu beseitigen nicht 
in der Lage ist, da die Beziehungen %Wischen " Metropolen" und 
" Pheripherien" nach wie vor asymmetrillch strukturiert bleiben. Da 
Scnghaas die so :zu Recht als neokolooialistisch kritisierte , unter 
der Ägide der multinationalen Konumt veränderte internationale 
Arbeitsteilung in der NIWO wicder:zuerktnnen wähnt, kommt er 
diesberiigiich :zu einem "vernichtenden" Urteil: "Die internati<mak 
Arbeitsteilung. die in den Dokumenten (der UNO etc., d. Verf.) ge­
fordert wird, ist von der heute vorhemcbenden nicht grundlegend 
verschieden; die Forderungen beziehen sich vielmehr auf eine Fort­
schreibung der überkommenen ," (S. 207108) 
Indem Scnghaas einige (u. U. inkonsequent formulierte) Forderun· 
gcn aus dem Gesamtkon;tept der NIWO herauslöst, verkennt er 
jedoch die antiimperialistische Grundorienrierung der NIWO und ist 
so nidlt in der Lage, den reakn Gehalt der momentanen Ausein· 
andenettung zwischen den imperialistischen Staaten und der " Dritten 
Welt" :zu erfassen. 

Obwohl ao.e/Kiirlc:Uer dem NIWO-Komr:pt k ein~p problem­
los gegenüberstehen und VOf einem Automatismus Veränderung 
der Weltwirtschaft - revolutmäre Veränderungen in den Entwick­
lungsländern warnen, nehmen sie 8l=genüber wtltwirUchaftlichen 
Veränderungen im Sinne der NIWO eine gnmdsätrlich positive Hal­
tung ein, da so wesentlich bessere Bedingungen, die sozial-ökOfl(>­
mische Umgestaltungen in Entwicltlunpländern begünstigen, ge­
schaffen werden können. 

Bosse/ Kürschner habtn mit dem SQnderdruck des Extra-Dienstes 
eine wertvoUe und gut verständlich geschriebene Materialsammlung 
:rur Geschichte und gegenwärtigen ungerechten Struktur des kapita­
listischen Weltwinscbaftssystems erarbeitet. Insbesondere arbeiten 
sie heraus, wie die wichtigsten FOrdCfUngtll der NIWO (Recht auf 
Verstaatlichung, Souveränität über die Bodenschätu:, Induierung 
der Rohstoffpreise, Recht auf Zusamrnenschlu6 etc.) den Inter. 
essen der multinationalen Kon7.crne und der Staaten des IC..i.pilal$ 
diametral entgegenlaufen. Ein Dokuuu,:ntenteil und ein "Le.likon 
der Weltwirtschaft" im Anhang erhöhen den Wert dieser für einen 
breiten Leserkreis bestimmten Broschüre erheblich. Rainer F" 

Lippen, mit weldlen Wohltaten sie "ihK" Schwan:en gesegnet hällen. 
Deutschtümelei beherrscht die Szene. angefangen 'IOD den BekeMt­
nis5cn alter Kolonialisten - "wir mÜ.5sen den Afrikanern unsere Kul­
tur bringen' - bis in die gespenstisehe Fröhlichkeit 'o'On Karnevals­
umriigen. Frömmelei, "Sendungsbewußtsein .. , deutsch-nationale und 
faschistische Traditiol\spflete und Spic6cridyllen prägen das soziale 
Geschehen in diesem provUuiellen " Reservat" . 
Dodi sie geben nur die Kulisse ab für die wahren Interes.scnten an 
diesem rohstoffrcichen Land, als deren Emissär FflIn1: Jo~d Strauß 
auf der Bildfläche erscheint : dit! internationalen Rohstoffkon;tcrne, 
darunter auch BRD-Finnen, die da.~ Land ausplündern und die ar­
bcitsfahigen Afrikaner wie Sklaven in KZ-ähn lichen Arbeitslagern 
halten. Um die Handgelenke geschweißte Plastikbändcr mit Kenn­
ziffern symbolisieren die Emiedrigung. 

Doch der Film bleibt nicht bei der Trostlosigkeit und dem Elend der 
Unterdrückung stehen. Von Anbeginn begleitete das Karnerateam 
ein führender Vertreter der SWAPO, Aaren Mushimba. Er berich­
tet über Verhaftungen und Folterungen, aber vor alkm über den 
ungebrochenen Widerstandswillen der afrikani5chen Bevölkerung. 
Ein Meeting der SWAPO in der Nähe von Windhoek demonstriert 
die,. 
Mushimba wurde noch 1975 von den Rassisten zusammen mit seinem 
Genossen Shikongo verhaftet Wld unter eine fadenscheinige Mord· 
anklage gestellt, sogar zum Tode verurteilt . Die in ternationale Soli­
darität zwang das Apartheid-Regime jüngst, diese Urteile zu revi­
dieren. Dies konnte de r Film nicht mehr aufnehmen; seine Verbrei­
tung aber steUt einen wertvollen Beitrag zur Stärkung der Solidarität 
mit dem un ter Führung der SWAPO ltimpfenden Volk von Namibia 
dar. ..... 0str0wIky 



Kurzinformation 
Djibouti 
Am 27. Juni d . J . soll die künftige Republik Djibouti, ehe­
mals Französisches Territorium der Afar und Issa (TFAI). 
rl :o politische Unabhängigkeit erhalten. So entschie:den am 
ö. Mai d. J . 98,8 % der abgegebenen gültigen Stimmen der 
Bevölkerung von Frankreichs letzter afrikanischer Kolonie. 
G leichzeitig mit diesem Refe rendum wurden 65 Part aments­
al2geordnete gewählt , die die zukünftige Verfassung des Lan­
des ausarbeiten sollen. 
Dieser Termin für das Referendum war auf einer dreiwöchi­
gen Konferenz in Paris im März d. J. fe::;tgelegt worden, an 
der sich Vertreter de r Unabhängigkeilsbewegungen, die Front 
zur Befreiung der Somaliküste (FLCS) und die Afrikanische 
Volksliga für die Unabhängigkeit (LPAI), eine Gruppe des 
von der Kolonialmacht instituierten Parlaments von Djibouti. 
eine Abordnung des Regierungsrates (Organ der inneren 
Selbstverwaltung der Kolonie) sowie Vertreter der französi­
schen Regierung. beteiligten. Seit dem 13. Mai nun tagt das 
neue Parlament mit folgender Sitzverteilung: 20 Sitz:e LPAI 
(biSherige einzige von der Kolonialmacht zugelassene Schein­
opJXlSition, die den Regierungspräsidenten , Hassan Oouled, 
ste llt), 16 Venteter des alten Parlaments, 5 R..CS:2 Natio­
nalunion für die Unabhängigkeit (UNI), 2 Repräse,ntanten 
der jemenitischen Gemeinschaft, 1 Bewegung zur Bc~freiung 
Djiboulis (MLD) und 13 unabhängige Kandidaten. 

. --•• 

......... 
Mit zwei vorhergehenden sogenannten Volksabstimmungen 
(1958 und 1967) suchte die Kolonialmacht ihr Verbleiben 
in der Kolonie zunächst zu legalisieren. Jetzt mußte sie auf­
grund der wachsenden Stärke und Unterstützung der Unab­
hängigkeitsbewegungen durch die OAU dem Land die poli ti­
sche Unabhängigkeit zugestehen. 
Indessen bleibt die Frage der vollständigen Unabhängigkeit 
b isher noch ungelöst. Zwar soll die französische Kolonial­
annee von einer Truppenstärke von bisher 6()(x)-7000 Mann 
auf 2000-3000 reduziert werden, jedoch bleiben diese Trup­
pen im Land" sta tioniert, um - so Paris - zum einen die Lan­
desverteidigung zu siche rn und um zum anderen die natio­
nalen St reitkräfte aufzubauen. Laut Afrique Asie VOllll 30. 5. 
1977 besteht ein stillschweigendes übereinkommen. Frank­
reichs mit Kairo und Riad als Stallhaltermächten . So hat 
Saudi Arabien der ne uen Regierung schon Kredite ange­
boten. 
Ein weiteres Proble m für die Entwicklung des Landes stellt 
die Rivalilät von Somalia und Äthiopien dar. Anfang Mai 
d. J. versicherte das äthiopische Außenministerium, daß das 
Land keinerlei territoriale Forderungen gegenüber Djibouti 
erhebe. Jedoch t,>cs tehen um die Eisenbahnlinie Dj'ibowi ­
Addis Abeba, über die 80 % des äthiopischen Im- und EI(­
Pürts abgewickelt werden, nach wie vor Konflikte. So über-

gab Oe Gaulle 50 % dieser Bahnlinie Äthiopien. Der Sit2 
der Finna ist ebenfalls in diesem Lande und ist aueh nach 
ihrem Recht organisiert. 

Brasilien 
In den massivsten Protestaktionen seit 1968 demonstrier­
ten während des Mai Zehntausende von Studenten für eine 
Amnestie aller politischen Gefangenen und fordert en die 
Einstellung der Folterpraktiken. 
Studenten der katholischen Universität von Sao Paulo ver· 
langten insbesondere die Aufhebung de r " Institutionellen 
Verfügung Nr. 5", die dem Staatspräsidenten unbegre~te 
Machtbefugnisse e inräumt. Der Erzbischof von Sao Paulo, 
Kardinal Paulo Evaristo Ams, veneidigte die Haltung der 
Studenten in ihrem Bestreben um demokratische Freiheiten. 

Chile 
A nfang Juni d. J. führte die machtvolle Protestbewegung 
gegen den Folteroffizier Christian Ackerknecht zum Erfolg: 
die Pinochet-Junta mußte ihn in seiner Funktion als Militär­
aUache der chilenischen Botschaft aus Bonn abziehen. 
Diese Abberufung ist das Resultat einer eineinhalbmonatigen 
breit angelegten Kampagne der demokratischen Öffentlich· 
keit, in der vom Antiimperialistischen Solidaritätskomitee, 
von den Chile-Komitees, von Vertretern de r Gewerkschaften 
u.a. die Ausweisung Ackerknechts als "persona non grata" 
geforde rt worden war. Wurde der Folterspezialist zunächst 
von der Bundesregierung gedeckt, so brachten der immer 
massivere Druck der Öffentlichkeit und neue Belege zu den 
Foltervorwürfen Bonn schließlich zu einer einsichtigeren Hal­
tung. Nicht zuletzt trug dazu der präzise Nachweis der per­
sönliche n Verantwortlichkeit AckerknechlS an Fol!erungen 
und Ennordungen von chilenischen Patrioten durch Zeugen­
aussagen von in der BRD lebenden El(il-Chilenen bei. 
Die Bonner Junta-Botschaft gab sich trotz der erzwungenen 
Abberufung ihres Militärattaches in Ignoranz, wies sie doch in 
einer Note ari die Bundesregierung die Anschuldigungen gegen 
Ackerknecht wie gehabt als "falsch, tendenziös und jeglicher 
Grundlage entbehrend" (Frankfurter Rundschau, 7. 6. 1977) 
zurück. 

Diese Grn(ik der Grufikwerkslall Donmund e,sd,icn Im W elkkrt"is LiCerl!_ 
cu, dei AlbeiCswdL 8est~llu"'Jt"n an: Hat/mut SduötcT, FriedrichSlruße 30 
4000Dorlmund I ; PreiS: 1,50 DM ' 
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EdHoriaJ G rußadressen zum hundertsten Argument (1111) 
~ •• ad F..iue'wisetllldaafl 
Klaus Holzkamp: Kann es im Rahmen des wissenschaftlichen 
Sozialismus eine kritische Psychologie geben!? 
IdeoIoPe-Dist .... 
Dieler Krause: Der ldeologiebcgriff im Marxismus 
Rolf Nemiu: Technik als Ideologie ... 
Norbert Frank, Georg Rik:kriem und Joachim SIarT)' : Literatur­
bericht : Wissenschahlk~ Arbeiten 

Oiskussionsbe il rag zu Blochs .,Experimentwn Mundi" (D . Horsler) 
KODp<lIbtridll: Intemationakr Kongreß Kritische Psychologle 
1kspredI •• Ift: Sozialphi loeophie ; Linguistische Pragmat ik ; 
Romantheorien; Theorien der GeschK:htswissenschaft ; Dri lle 
Welt; J ura 
Zdbduiflenscta.u 

Einzelheft 9,- DM, im Abo 7,50 DM, 
Schüler und Studenten 7,- DM, im Abo 6,- DM . 
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und Literatur 
AS 4 Entwicklung und Struktur des ücsundheitswc:sens/Argu-

mcnte fü r eine sonale Medizin (V) 
AS 5 Hanns Eisler 
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AS 8 Jahrbuch für krit ische Medizin, Band 1 
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AS 15 Krit ische Psycl"lologie (11) 
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